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Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) 

A. Problem 

Um die Massenarbeitslosigkeit abzubauen, muß für ein ausrei-
chendes qualitatives Wachstum und für arbeitszeitverkür-
zende Maßnahmen gesorgt werden. Die Lücke zwischen dem 
realen Wachstum und der Produktivitätsentwicklung kann nur 
durch Arbeitszeitverkürzung geschlossen werden. Dem Ar-
beitszeitgesetz kommt im Rahmen dieser Strategie eine wich-
tige Funktion zu. Die alte Arbeitszeitordnung aus dem Jahre 
1938 wird der heutigen sozialen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Entwicklung in keiner Weise mehr gerecht. 

B. Lösung 

Mit dem Arbeitszeitgesetz wird das Arbeitszeitrecht an die 
heutigen Erfordernisse der Arbeitswelt angepaßt. Im Vorder-
grund steht das Ziel, die Arbeitnehmer vor Überforderung und 
Überbeanspruchung durch zu lange Arbeitszeiten oder zu 
kurze Ruhepausen und Ruhezeiten zu schützen. Um den not-
wendigen Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer zu sichern, 
muß der Rahmen für Überstunden engbegrenzt werden. Das 
ist auch für den Arbeitsmarkt wichtig. Um den Arbeitsmarkt zu 
entlasten, können nur die unbedingt notwendigen Überstun-
den zugelassen werden. Mit dem Arbeitszeitgesetz wird die re-
gelmäßige gesetzliche Arbeitszeit an die Tarifwirklichkeit her-
angeführt. Den besonderen Belastungen der in Schicht- und 
Nachtarbeit beschäftigten Arbeitnehmer wird durch geeignete 
Schutzmaßnahmen Rechnung getragen. Die bisherigen Son-
derregelungen der Arbeitszeitordnung über den erhöhten 
Schutz für Frauen werden entsprechend den neuen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und der gewandelten Stellung der 
Frau in unserer Gesellschaft angepaßt. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Dauer und die Lage 
der Arbeitszeit der Arbeitnehmer. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer, 

1. die noch nicht 18 Jahre alt sind, 

2. die in leitender Stellung im Betrieb tätig sind, 
wenn sie für angefallene Mehrarbeit üblicher-
weise eine besondere Vergütung nicht erhalten 
oder wenn sie ihre tägliche Arbeit und ihre tägli-
che Arbeitszeit weitgehend selbst bestimmen 
und ihr regelmäßiges monatliches Arbeitsentgelt 
die jeweils bestimmte Beitragsbemessungs-
grenze für Monatsbezüge in der Rentenversiche-
rung übersteigt, 

3. für die das Fahrpersonalgesetz gilt, 

4. für die das Bäckerarbeitszeitgesetz gilt, 

5. die in der Land- und Forstwirtschaft oder in ei-
nem land- und forstwirtschaftlichen Nebenbe-
trieb gewerblicher Art, wenn dieser nur für den 
eigenen Bedarf arbeitet, beschäftigt sind, 

6. die in der Fischerei, der Seeschiffahrt und der 
Luftfahrt, ausschließlich der zugehörigen Land- 
und Bodenbetriebe, beschäftigt sind, 

7. die in Familienhaushalten beschäftigt sind. 

§2 

Begriffe der Arbeitszeit 

(1) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis 
zum Ende der täglichen Arbeit ohne die Ruhepau-
sen. Im Bergbau unter Tage gilt als tägliche Arbeits-
zeit die Schichtzeit; die Schichtzeit wird gerechnet 
vom Beginn der Seilfahrt bei der Einfahrt bis zum 
Wiederbeginn bei der Ausfahrt. 

(2) Für die Berechnung der wöchentlichen Ar-
beitszeit ist als Woche die Zeit von Montag bis Sonn-
tag zugrunde zu legen. Die Arbeitszeit, die infolge ei-
nes gesetzlichen Feiertags ausfällt, wird auf die wö-
chentliche Arbeitszeit angerechnet. 

(3) Wird ein Arbeitnehmer von mehreren Arbeit-
gebern beschäftigt, so werden die Arbeitszeiten zu-
sammengerechnet. 

 

ABSCHNITT 2 

Regelmäßige Arbeitszeit 

§3 

Regelmäßige tägliche und wöchentliche 
Arbeitszeit 

Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit darf acht 
Stunden nicht überschreiten. Die regelmäßige wö-
chentliche Arbeitszeit darf 40 Stunden nicht über-
schreiten. 

§4 

Arbeitszeit bei Vor- oder Abschlußarbeiten 

(1) Abweichend von § 3 ist eine längere regelmä-
ßige Arbeitszeit zulässig, soweit in der verlängerten 
Arbeitszeit Arbeiten durchgeführt werden, 

1. die der Reinigung oder Instandhaltung dienen 
und nicht ohne Unterbrechung oder erhebliche 
Störung des betrieblichen Arbeitsablaufs ausge-
führt werden können, 

2. von denen die Wiederaufnahme oder Aufrechter-
haltung des vollen Betriebs arbeitstechnisch ab-
hängt. 

Dabei darf die regelmäßige tägliche Arbeitszeit je-
doch höchstens um eine Stunde täglich verlängert 
werden. 

(2) Abweichend von § 3 ist eine längere regelmä-
ßige Arbeitszeit zulässig, soweit in der verlängerten 
Arbeitszeit die beim Ladenschluß anwesenden Kun-
den bedient werden und die damit zusammenhän-
genden Aufräumungsarbeiten durchgeführt werden. 
Dabei darf die regelmäßige tägliche Arbeitszeit je-
doch höchstens um eine halbe Stunde täglich verlän-
gert werden. 

(3) Wird die Arbeitszeit sowohl nach Absatz 1 als 
auch nach Absatz 2 verlängert, darf die Verlänge-
rung der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit insge-
samt höchstens eine Stunde täglich betragen. 

§5 

Arbeitszeit bei Saisonarbeit 

Abweichend von § 3 ist eine längere regelmäßige 
Arbeitszeit in Saison- oder Kampagnebetrieben bis 
zu zehn Stunden täglich und bis zu 55 Stunden wö-
chentlich zulässig, jedoch nur für die Zeit der Saison 
oder der Kampagne und nicht länger als für drei Mo-
nate in einem Kalenderjahr. 
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§6 

Arbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft oder 
Bereitschaftsdienst 

(1) Abweichend von § 3 ist eine längere regelmä-
ßige Arbeitszeit zulässig 

1. bis zu zehn Stunden täglich und bis zu 50 Stun-
den wöchentlich, wenn in die tägliche Arbeitszeit 
regelmäßig eine Arbeitsbereitschaft von durch-
schnittlich mindestens zwei Stunden fällt, 

2. bis zu elf Stunden täglich und bis zu 55 Stunden 
wöchentlich, wenn in die tägliche Arbeitszeit re-
gelmäßig eine Arbeitsbereitschaft von durch-
schnittlich mindestens drei Stunden fällt, 

3. bis zu zwölf Stunden täglich und bis zu 60 Stun-
den wöchentlich, wenn der Arbeitnehmer ledig-
lich anwesend sein muß, um im Bedarfsfall vor-
kommende Arbeiten zu verrichten (Bereit-
schaftsdienst), die im Regelfall nicht mehr als 
vier Stunden täglich dauern. 

(2) Auf Grund eines Tarifvertrags ist abweichend 
von Absatz 1 eine längere Arbeitszeit zulässig. In Be-
trieben, für die ein Tarifvertrag über Arbeitsbereit-
schaft oder Bereitschaftsdienst nicht gilt, kann die 
zuständige Aufsichtsbehörde auf Antrag des Arbeit-
gebers eine von Absatz 1 abweichende längere Ar-
beitszeit im Einzelfall befristet zulassen, soweit der 
Arbeitgeber hierfür ein dringendes Bedürfnis nach-
weist. 

§7 

Arbeitszeit bei Rufbereitschaft 

(1) Abweichend von § 3 ist eine längere Arbeitszeit 
für die Arbeiten zulässig, die während einer Rufbe-
reitschaft auf besondere Anforderung hin verrichtet 
werden müssen. 

(2) Arbeitnehmer, deren Arbeitszeit nach Absatz 1 
um mehr als acht Stunden in der Woche verlängert 
wird, sind hierfür unverzüglich von der Arbeit frei-
zustellen. Auf Grund eines Tarifvertrags ist eine an-
dere Freistellungsregelung zulässig. In Betrieben, 
für die ein Tarifvertrag über eine andere Freistel-
lungsregelung nicht gilt, kann die zuständige Auf-
sichtsbehörde auf Antrag des Arbeitgebers eine an-
dere Freistellungsregelung im Einzelfall befristet 
zulassen, soweit der Arbeitgeber hierfür ein drin-
gendes Bedürfnis nachweist. 

(3) Während einer Rufbereitschaft darf von einem 
Arbeitnehmer nur Arbeit verlangt werden, wenn 
dieser für den Arbeitgeber während einer regelmä-
ßigen Arbeitszeit tätig ist, die über die Arbeitszeit 
während der Rufbereitschaft hinausgeht. 

§8 

Abweichende Verteilung der regelmäßigen 
Arbeitszeit 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit soll 
gleichmäßig auf fünf Arbeitstage verteilt werden. 
Die Verteilung der regelmäßigen wöchentlichen Ar

-

beitszeit auf die Arbeitstage muß mindestens eine 
Woche vorher festgelegt werden, es sei denn, dies ist 
aus dringenden betrieblichen Gründen oder wegen 
der Art der Tätigkeit des Arbeitnehmers nicht mög-
lich. 

(2) Wird die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
(§ 3) in einer Woche ungleichmäßig auf die Arbeits-
tage verteilt, so darf die regelmäßige tägliche Ar-
beitszeit höchstens bis zu neun Stunden und an ei-
nem Arbeitstag bis zu zehn Stunden verlängert wer-
den. 

(3) Wird die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
(§ 3) ungleichmäßig auf die Wochen verteilt, so darf 
die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit in einer 
Woche um höchstens acht Stunden überschritten 
werden. Innerhalb von acht Wochen ist die Über-
schreitung durch eine entsprechende Verkürzung 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in den 
anderen Wochen auszugleichen. Für die höchstzu-
lässige tägliche Arbeitszeit ist Absatz 2 anzuwen-
den. 

(4) Auf Grund eines Tarifvertrags ist eine Verlän-
gerung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
für bestimmte Jahreszeiten zulässig, wenn durch 
eine entsprechende Verkürzung der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit in anderen Jahreszeiten 
die Überschreitung ausgeglichen wird (Jahreszei-
tenausgleich). In Betrieben, für die ein Tarifvertrag 
über einen Jahreszeitenausgleich nicht gilt, kann 
die zuständige Aufsichtsbehörde auf Antrag des Ar-
beitgebers einen Jahreszeitenausgleich im Einzel-
fall befristet zulassen, soweit der Arbeitgeber hier-
für ein dringendes Bedürfnis nachweist. 

§9 

Vor- oder Nacharbeiten ausgefallener Arbeitszeit 

Fällt im Zusammenhang mit Feiertagen, Volksfe-
sten, öffentlichen Veranstaltungen, Betriebsfeiern 
oder aus ähnlichem Anlaß Arbeitszeit aus, so darf 
die ausfallende Arbeitszeit auf die Werktage von 
sechs zusammenhängenden, die Ausfalltage ein-
schließenden Monaten verteilt werden. Dies gilt 
auch, wenn der Arbeitnehmer auf sein Verlangen 
von der Arbeit freigestellt wird und keinen An-
spruch auf bezahlte Freistellung hat. Für die Vertei-
lung der Arbeitszeit ist § 8 Abs. 3 Satz 1 und 3 anzu-
wenden. 

§ 10 

Gleitende Arbeitszeit 

Kann der Arbeitnehmer den Beginn oder das 
Ende der täglichen Arbeitszeit zum Teil selbst be-
stimmen, so darf die tägliche Arbeitszeit bis zu höch-
stens zehn Stunden verlängert werden und die re-
gelmäßige wöchentliche Arbeitszeit um höchstens 
zehn Stunden überschritten werden. Der Arbeitneh-
mer darf jedoch am Ende eines Ausgleichszeit-
raums, der nicht mehr als vier zusammenhängende 
Wochen oder einen Monat betragen darf, die regel-
mäßige Arbeitszeit dieses Ausgleichszeitraums um 
nicht mehr als zehn Stunden überschritten haben. 
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Eine Überschreitung ist auf die regelmäßige Ar-
beitszeit des nächsten Ausgleichszeitraums anzu-
rechnen. 

ABSCHNITT 3 

Ruhepausen, Ruhezeit 

§11 
Ruhepausen 

(1) Die tägliche Arbeit muß durch Ruhepausen von 
angemessener Dauer unterbrochen werden. Die Ru-
hepausen müssen mindestens betragen 

1. 20 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
viereinhalb Stunden, 

2. 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als 
sechs Stunden. 

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung 
von mindestens 15 Minuten. 

(2) Die Ruhepausen müssen in der Arbeitszeit an-
gemessen verteilt werden. Die Ruhepausen oder der 
Zeitraum, in dem die Arbeitnehmer die Ruhepausen 
nehmen können, müssen im voraus festgelegt wer-
den, es sei denn, dies ist aus dringenden betriebli-
chen Gründen oder wegen der Art der Tätigkeit des 
Arbeitnehmers nicht möglich. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall aus 
wichtigen Gründen eine von Absatz 1 abweichende 
Regelung anordnen oder zulassen. 

§ 12 

Ruhezeit 

(1) Nach dem Ende der täglichen Arbeitszeit muß 
die ununterbrochene Ruhezeit mindestens zwölf 
Stunden betragen. Im Gaststättengewerbe und im 
Verkehrswesen darf die Ruhezeit bis auf höchstens 
zehn Stunden verkürzt werden. 

(2) Auf Grund eines Tarifvertrags ist bei Arbeits-
bereitschaft, Bereitschaftsdienst oder Rufbereit-
schaft abweichend von Absatz 1 eine andere Rege-
lung der Ruhezeit zulässig. In Betrieben, für die ein 
Tarifvertrag über eine andere Regelung der Ruhe-
zeit nicht gilt, kann die zuständige Aufsichtsbehörde 
auf Antrag des Arbeitgebers eine von Absatz 1 ab-
weichende Regelung der Ruhezeit im Einzelfall be-
fristet zulassen, soweit der Arbeitgeber hierfür ein 
dringendes Bedürfnis nachweist. 

ABSCHNITT 4 

Arbeitszeit bei besonderen Arbeiten 

§13 

Schichtarbeit 

Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit darf bei 
Schichtarbeit abweichend von § 3 überschritten wer-
den, soweit dies durch den Schichtplan bedingt ist 

und die Überschreitung durch eine entsprechende 
Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit in anderen Wochen ausgeglichen wird. 

§ 14 

Vollkontinuierliche Schichtarbeit 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit darf 
abweichend von § 3 bis zu 42 Stunden für die Arbeit-
nehmer betragen, die mit Arbeiten beschäftigt sind, 
die regelmäßig an jedem Tag 24stündig verrichtet 
werden. 

(2) Die Ruhepausen dürfen abweichend von § 11 
Abs. 1 Kurzpausen für die Arbeitnehmer sein, die 
mit Arbeiten beschäftigt sind, die regelmäßig an je-
dem Tag 24stündig verrichtet werden, oder die bei 
damit zusammenhängenden Arbeiten beschäftigt 
werden. Eine Kurzpause muß mindestens fünf Mi-
nuten dauern. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des Ar-
beitgebers im Einzelfall eine von § 3 abweichende 
längere tägliche Arbeitszeit befristet zulassen, 
wenn 

1. die Arbeitnehmer mit Arbeiten beschäftigt sind, 
die regelmäßig an jedem Tag 24stündig verrich-
tet werden, 

2. dadurch zusätzliche Freischichten erreicht wer-
den und 

3. die Belastung der Arbeitnehmer durch die anfal-
lende Arbeit an den Tagen mit der längeren Ar-
beitszeit dies zuläßt. 

§15 

Freizeitanspruch für Nachtarbeit 

(1) Arbeitnehmer, die in einem Kalenderviertel-
jahr in erheblichem Umfang Nachtarbeit leisten, ha-
ben hierfür Anspruch auf einen zusätzlichen bezahl-
ten freien Tag in diesem oder dem folgenden Kalen-
dervierteljahr; der Anspruch entsteht 

1. bei Arbeitnehmern mit  Wechselschichtarbeit, die 
auch nachts zu verrichten ist, wenn sie in dem 
Kalendervierteljahr mindestens acht Wochen 
oder zwei Monate diese Arbeit geleistet haben; 

2. bei anderen Arbeitnehmern, wenn sie in dem Ka-
lendervierteljahr an mindestens 20 Tagen je-
weils mindestens vier Stunden Nachtarbeit in 
der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr geleistet ha-
ben. 

(2) Werden Arbeitnehmer, die regelmäßig Nacht-
arbeit leisten, in einem Betrieb beschäftigt, für den 
ein Betriebsarzt verpflichtet ist, muß ihre betriebs-
ärztliche Betreuung sichergestellt sein. 

§16 

Gefährliche Arbeiten 

(1) Die Arbeitszeit der Arbeitnehmer, die regelmä-
ßig und in erheblichem Umfang mit Arbeiten be-
schäftigt werden, die körperlich außergewöhnlich 



Drucksache 9/2196 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

belasten, die eine außergewöhnliche Konzentration 
erfordern oder die in besonderem Maße Unfall- oder 
Gesundheitsgefahren zur Folge haben, darf nicht 
nach den Vorschriften der Abschnitte 2 und 5 über 
die in §§ 3 und 14 Abs. 1 festgelegten täglichen und 
wöchentlichen Arbeitszeiten hinaus verlängert wer-
den. Weitergehende Arbeitszeitbeschränkungen in 
anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates 

1. näher bestimmen, welche Arbeiten unter die Vor-
schriften des Absatzes 1 fallen, 

2. für bestimmte Arbeiten nach Absatz 1 über diese 
Vorschrift hinaus weitere Arbeitszeitbeschrän-
kungen festlegen, soweit dies zum Schutz der Ge-
sundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall 

1. feststellen, ob eine Arbeit unter die Vorschriften 
des Absatzes 1 oder einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 2 fällt, 

2. abweichend von Absatz 1 eine Verlängerung der 
Arbeitszeit zulassen, soweit dies mit dem Schutz 
der Gesundheit der Arbeitnehmer vereinbar ist. 

ABSCHNITT 5 

Mehrarbeit 

§ 17 

Zulässige Mehrarbeit 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit ei-
nes Betriebs oder einer Betriebsabteilung darf um 
höchstens zwei Stunden Mehrarbeit verlängert wer-
den. 

(2) Auf Grund eines Tarifvertrags oder, wenn eine 
solche Regelung nicht besteht, auf Grund einer Be-
triebs- oder Dienstvereinbarung sind zusätzlich zu 
der nach Absatz 1 zulässigen Mehrarbeit bis zu 
höchstens zwei Stunden Mehrarbeit wöchentlich zu-
lässig. In Betrieben, für die ein Tarifvertrag über 
Mehrarbeit nicht gilt und in denen eine Arbeitneh-
mervertretung nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
oder nach dem Personalvertretungsgesetz des Bun-
des oder eines Landes nicht besteht, kann die zu-
ständige Aufsichtsbehörde auf Antrag des Arbeitge-
bers die nach Satz 1 zulässige Mehrarbeit im Einzel-
fall befristet zulassen, soweit der Arbeitgeber hier-
für ein dringendes Bedürfnis nachweist. Die Auf-
sichtsbehörde hat das zuständige Arbeitsamt vor ei-
ner Entscheidung zu hören. 

§18 

Zusammenlegung zulässiger Mehrarbeit 

(1) Die innerhalb von vier Wochen nach § 17 zuläs-
sige Mehrarbeit kann in diesem Zeitraum zusam-
mengelegt werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Aufsichts-
behörde auf Antrag des Arbeitgebers den Zeitraum 
für die Zusammenlegung im Einzelfall verlängern, 
soweit der Arbeitgeber hierfür ein dringendes Be-
dürfnis nachweist. Der Zeitraum für die Zusammen-
legung darf höchstens auf sechs Monate verlängert 
werden. Bei der Genehmigung sind die Gründe für 
die Mehrarbeit, die Interessen der Arbeitnehmer 
und das öffentliche Interesse zu berücksichtigen. 
Dem Antrag des Arbeitgebers ist eine Stellung-
nahme des Betriebs- oder des Personalrats beizufü-
gen. Die Aufsichtsbehörde hat das zuständige Ar-
beitsamt vor einer Entscheidung zu hören. 

(3) Nach Absatz 1 und 2 sind im Kalenderjahr bis 
zu höchstens zwölf Sonderschichten für die Produk-
tion zulässig. 

§19 

Zulässige Arbeitszeit bei Mehrarbeit 

Bei Mehrarbeit ist eine tägliche Arbeitszeit bis zu 
höchstens zehn Stunden und eine wöchentliche Ar-
beitszeit bis zu höchstens 48 Stunden zulässig. 

ABSCHNITT 6 

Sonderregelungen 

§ 20 

Arbeitnehmer in der Bundeswehr 

Abweichend von den §§ 3 bis 19 dürfen die Arbeit-
nehmer in der Bundeswehr mit Mehrarbeit beschäf-
tigt werden, soweit diese aus zwingenden Gründen 
der Verteidigung durch Rechtsverordnung, die der 
Bundesminister der Verteidigung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung erläßt, für zulässig erklärt worden ist. 

§21 

Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 

(1) Arbeiterinnen dürfen nicht in der Nachtzeit 
von 20 Uhr bis 6 Uhr beschäftigt werden. 

(2) In mehrschichtigen Betrieben dürfen Arbeite-
rinnen bis 23 Uhr beschäftigt werden. Nach vorheri-
ger Anzeige an die Aufsichtsbehörde kann die Früh-
schicht regelmäßig frühestens um 5 Uhr beginnen, 
wenn die Spätschicht entsprechend früher endet. 
Die Aufsichtsbehörde kann zulassen, daß die Spät-
schicht regelmäßig, spätestens um 24 Uhr, endet, 
wenn die Frühschicht entsprechend später be-
ginnt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 dürfen Arbeiterin-
nen 

1. im Marktverkehr, 

2. im Verkehrswesen, im Post- und Fernmeldewe-
sen sowie im Zeitungswesen, 

3. im Gaststättengewerbe und im Gebäudereini-
gungshandwerk, 
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4. in Krankenhäusern und sonstigen Einrichtun-
gen, die Personen zur Heilbehandlung, Entbin-
dung oder Pflege aufnehmen, sowie in Einrich-
tungen des ärztlichen und pharmazeutischen 
Notdienstes, 

5. bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen, 
Filmaufnahmen, anderen Schaustellungen, Dar-
bietungen oder Lustbarkeiten sowie in Licht-
spieltheatern 

beschäftigt werden. 

(4) Die Aufsichtsbehörde 

1. kann im Einzelfall feststellen, ob eine Arbeit un-
ter die Vorschrift des Absatzes 3 fällt, 

2. kann im Einzelfall abweichend von Absatz 1 die 
Beschäftigung von Arbeiterinnen während der 
Nachtzeit auch mit anderen als den in Absatz 3 
genannten Arbeiten zulassen, wenn dies aus be-
triebstechnischen oder allgemein wirtschaftli-
chen Gründen oder beim Nachweis eines ande-
ren dringenden Bedürfnisses erforderlich ist, 

3. hat vor der Entscheidung den Betriebsrat zu hö-
ren. 

ABSCHNITT 7 

Ausnahmen in besonderen Fällen 

§ 22 

Außergewöhnliche Fälle 

(1) In Notfällen darf von den Vorschriften dieses 
Gesetzes abgewichen werden, soweit unaufschieb-
bare Arbeiten erledigt werden müssen. 

(2) Dasselbe gilt für die Beendigung von Arbeiten 
an einzelnen Tagen, soweit sie zur Vermeidung ei-
nes unverhältnismäßigen Schadens erforderlich 
sind und mit einer verhältnismäßig geringen Zahl 
von Arbeitnehmern erledigt werden. Die Arbeitneh-
mer sind für die geleistete Mehrarbeit von der Ar-
beit unverzüglich freizustellen, soweit die Mehrar-
beit acht Stunden in einer Woche überschreitet. 

§ 23 

Öffentliches Interesse 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
über die in diesem Gesetz vorgesehenen Ausnah-
men hinaus widerruflich weitergehende Ausnah-
men zulassen, soweit sie im öffentlichen Interesse 
dringend nötig werden. Die Behörde hat das zustän-
dige Arbeitsamt vor einer Entscheidung zu hören. 

ABSCHNITT 8 

Durchführung des Gesetzes 

§ 24 

Aushänge 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 

1. einen Abdruck dieses Gesetzes an geeigneter 
Stelle im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen 
oder auszuhängen, 

2. einen Aushang über Beginn und Ende der regel-
mäßigen täglichen und wöchentlichen Arbeits-
zeit und der Ruhepausen an sichtbarer Stelle im 
Betrieb anzubringen. 

§ 25 

Aufsichtsbehörde; Auskunfts- und 
Besichtigungsrechte 

(1) Die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord-
nungen wird von den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden überwacht (Aufsichtsbehörde). 

(2) Der Arbeitgeber hat der Aufsichtsbehörde die 
für die Durchführung dieses Gesetzes erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen. Er hat ferner der Auf-
sichtsbehörde auf Verlangen Arbeitszeitnachweise 
sowie Tarifverträge und Betriebs- oder Dienstver-
einbarungen, soweit diese die Arbeitszeit im Betrieb 
betreffen, vorzulegen oder zur Einsicht einzusen-
den. 

(3) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde sind 
berechtigt, die Arbeitsstätten zu betreten und zu be-
sichtigen; wenn sich die Arbeitsstätten in einer Woh-
nung befinden, dürfen sie nur zur Verhütung von 
dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung betreten und besichtigt werden. Der 
Arbeitgeber hat das Betreten und Besichtigen der 
Arbeitsstätten zu gestatten. Das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An-
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

ABSCHNITT 9 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 26 

Straf- und Bußgeldvorschriften 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen §§ 3, 4, 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 8 Abs. 2 
oder 3 Satz 1 oder 3, § 9 Satz 3, § 10 Satz 1 oder 2, 
§ 14 Abs. 1 oder § 16 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 Nr. 1 
einen Arbeitnehmer über die in diesen Vor-
schriften bestimmte Höchstgrenze der regelmä-
ßigen täglichen oder wöchentlichen Arbeitszeit 
hinaus beschäftigt, 
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2. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 1, § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 
§ 8 Abs. 4 Satz 1 einen Arbeitnehmer über die 
durch Tarifvertrag vereinbarten Höchstgrenzen 
der regelmäßigen Arbeitszeit hinaus beschäf-
tigt, 

3. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 2, § 6 Abs. 2 Satz 2, § 8 
Abs. 4 Satz 2, § 14 Abs. 3 oder § 16 Abs. 3 Nr. 2 ei-
nen Arbeitnehmer über die von der Aufsichtsbe-
hörde zugelassene Höchstgrenze der regelmäßi-
gen Arbeitszeit hinaus beschäftigt, 

4. entgegen § 7 Abs. 2 einen Arbeitnehmer nicht in 
der vorgeschriebenen, vereinbarten oder zuge-
lassenen Weise von der Arbeit freistellt, 

5. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 die Verteilung der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
vorher festlegt, 

6. entgegen § 8 Abs. 3 Satz 2 die Überschreitung 
der wöchentlichen Arbeitszeit nicht innerhalb 
von acht Wochen ausgleicht, 

7. entgegen § 10 Satz 3 die Überschreitung der re-
gelmäßigen Arbeitszeit in einem Ausgleichs-
zeitraum nicht auf die regelmäßige Arbeitszeit 
des nächsten Ausgleichszeitraums anrechnet, 

8. entgegen § 11 Abs. 1 oder 2 oder § 14 Abs. 2 
Satz 2 Ruhepausen nicht, nicht mit der vorge-
schriebenen Mindestdauer oder nicht in der vor-
geschriebenen zeitlichen Lage gewährt, 

9. entgegen § 11 Abs. 3 einem Arbeitnehmer die 
von der Aufsichtsbehörde angeordneten oder 
zugelassenen Ruhepausen nicht gewährt, 

10. entgegen § 12 Arbeitnehmer beschäftigt, ohne 
die vorgeschriebene, vereinbarte oder zugelas-
sene Ruhezeit einzuhalten, 

11. entgegen § 13 die Überschreitung der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit nicht in der 
vorgeschriebenen Weise ausgleicht, 

12. entgegen § 15 Abs. 1 den vorgeschriebenen zu-
sätzlichen freien Tag nicht gewährt, 

13. einer Rechtsverordnung nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist, 

14. entgegen §§ 17, 18 oder 19 Arbeitnehmer mit 
Mehrarbeit über die dort festgesetzten Grenzen 
hinaus beschäftigt, 

15. entgegen § 21 Arbeiterinnen während der 
Nachtzeit beschäftigt, 

16. entgegen § 24 die vorgeschriebenen Aushänge 
nicht anbringt, 

17. entgegen § 25 Abs. 2 der Aufsichtsbehörde die 
erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder die 
verlangten Unterlagen vorlegt oder einsendet, 

18. entgegen § 25 Abs. 3 den Beauftragten der Auf-
sichtsbehörde das Betreten oder Besichtigen 
der Arbeitsstätte nicht gestattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
bis 4 und 6 bis 16 kann mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Deutsche Mark, die Ordnungswidrig-
keit nach Absatz 1 Nr. 5 und 17 bis 19 mit einer Geld

-

buße bis tausend Deutsche Mark geahndet wer-
den. 

(3) Wer vorsätzlich eine der in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 
und 6 bis 16 bezeichneten Handlungen begeht und 
dadurch Arbeitnehmer in ihrer Arbeitskraft oder 
Gesundheit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso 
wird bestraft, wer eine in Satz 1 bezeichnete Hand-
lung beharrlich wiederholt. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 3 die Gefahr 
fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhun-
dertachtzig Tagessätzen bestraft. 

ABSCHNITT 10 

Schlußvorschriften 

§ 27 

Änderung des Bäckerarbeitszeitgesetzes 

Das Gesetz über die Arbeitszeit in Bäckereien und 
Konditoreien vom 29. Juni 1936 (RGBl. I S. 521), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
14. Juli 1976 (BGBl. I S. 1801), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Überschrift des § 13 erhält folgende Fas-
sung: 

„Verhältnis zum Arbeitszeitgesetz, 
zur Gewerbeordnung 

und zum Jugendarbeitsschutzgesetz". 

2. § 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes fin-
den auf Arbeiter in den in § 1 genannten Betrie-
ben keine Anwendung." 

§ 28 

Übergangsregelung 

(1) Tarifverträge, die abweichend von § 3 eine län-
gere regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit als 40 
Stunden vorsehen, sind bis zum Ablauf des fünften 
Kalenderjahres, das dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes folgt, zulässig. 

(2) Ist der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer 
nicht tarifgebunden, so dürfen sie im Geltungsbe-
reich eines Tarifvertrags nach Absatz 1 die Anwen-
dung der tarifvertraglichen Arbeitszeitregelung ver-
einbaren. Besteht für das Arbeitsverhältnis eines 
Arbeitnehmers ein Tarifvertrag mit einer Arbeits-
zeitregelung nicht, jedoch für Arbeitsverhältnisse, 
die von der Art der Tätigkeit diesem Arbeitsverhält-
nis entsprechen, so darf auch die Anwendung -der 
Arbeitszeitregelung eines solchen Tarifvertrags ver-
einbart werden. Besteht für das Arbeitsverhältnis ei-
nes Arbeitnehmers eine tarifvertragliche Arbeits-
zeitregelung nach Satz 1 oder 2 nicht, arbeitet der 
Arbeitnehmer jedoch unmittelbar mit anderen Ar-
beitnehmern zusammen, für die eine solche tarifver- 
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tragliche Arbeitszeitregelung gilt, so darf auch mit 
diesem Arbeitnehmer diese tarifvertragliche Ar-
beitszeitregelung vereinbart werden. Im übrigen 
kann die Aufsichtsbehörde in der in Absatz 1 festge-
legten Frist eine längere Arbeitszeit zulassen, soweit 
dies für diese Art der Tätigkeit üblich ist. 

(3) Kann ein Tarifvertrag von den Vorschriften 
dieses Gesetzes abweichen, so gilt dies auch für ei-
nen Tarifvertrag, der bereits vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geschlossen wurde. 

(4) Die nach Absatz 1 oder 2 vereinbarte oder zuge-
lassene regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit gilt 
als zulässige wöchentliche Arbeitszeit im Sinne des 
§ 3. 

§ 29 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 30 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1983 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft 

1. die Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 8050-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes 
vom 10. März 1975 (BGBl. I S. 685), 

2. die Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitord
-

nung vom 12. Dezember 1938 in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-1-1, 

veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 24 der Verordnung vom 
18. April 1975 (BGBl. I S. 967), 

3. die Anordnung über Ruhezeiten für Gefolg-
schaftsmitglieder in Gast- und Schankwirtschaf-
ten vom 23. April 1940 in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 8050-11, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, 

4. die Anordnung über Freizeit für Gefolgschafts-
mitglieder in Gast- und Schankwirtschaften vom 
5. Dezember 1940 in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 8050-12, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, 

5. die Verordnung über die Arbeitszeit in Kranken-
pflegeanstalten vom 13. Februar 1924 in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8050-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, ge-
ändert durch Artikel 241 des Gesetzes vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469), 

6. die Anordnung über Arbeitszeitverkürzung für 
Frauen, Schwerbeschädigte und minderlei-
stungsfähige Personen (Freizeitanordnung) vom 
22. Oktober 1943 in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 8050-9, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, 

7. die Ausführungsverordnung zum Gesetz über 
Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Ju-
gendlichen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 8051-1-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, 

8. die Verordnung über die Beschäftigung von 
Frauen auf Fahrzeugen vom 2. Dezember 1971 
(BGBl. I S. 1957). 

(3) Verweisungen auf Vorschriften der Arbeits-
zeitordnung vom 30. April 1938 gelten als Verweisun-
gen auf die entsprechenden Vorschriften dieses Ge-
setzes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen. 

Bonn, den 1. Dezember 1982 

Rohde 
Glombig 
Lutz 
Dreßler 
Egert 
Frau Fuchs 
Ginnuttis 
Heyenn 
Kirschner 
Frau Dr. Lepsius 
Peter (Kassel) 
Rappe (Hildesheim) 
Schreiner 
Frau Steinhauer 
Stockleben 
Urbaniak 
Westphal 
Weinhofer 
von der Wiesche 
Wehner und Fraktion 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 

Die geltende Arbeitszeitordnung, die wichtigste 
Rechtsquelle des Arbeitszeitschutzes, ist im Jahre 
1938 erlassen worden. Ihr Inhalt geht auf die Zeit 
nach dem Ersten Weltkrieg zurück und spiegelt 
dementsprechend die seinerzeitigen Vorstellungen 
und Verhältnisse wider. Sie ist durch die inzwischen 
eingetretene soziale, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklung überholt. 

Beim Inkrafttreten der Arbeitszeitordnung waren 
erheblich längere Arbeitszeiten als heute üblich. 
Dementsprechend liegen der Arbeitszeitordnung als 
Regelarbeitszeit die 48-Stunden-Woche und als äu-
ßerster Rahmen für Sonderschichten und Überstun-
den eine Wochenarbeitszeit von 60 Stunden, bei 
Sonntagsarbeit von 72 Stunden zugrunde. Inzwi-
schen ist die regelmäßige Arbeitszeit durch Tarif-
verträge für mehr als 96 v. H. aller Arbeitnehmer auf 
40 Stunden in der Woche verkürzt worden. Damit 
klaffen gesetzliche und tatsächliche Arbeitszeit weit 
auseinander. Die Arbeitszeitordnung greift nicht 
mehr. 

Moderne Arbeitsmethoden, Arbeitstechniken und 
Arbeitsverfahren bewirken heute einerseits Arbeits-
erleichterungen, führen aber andererseits zu neuen 
Gesundheitsbelastungen, die in physischen und psy-
chischen Schäden sowie vorzeitigem Verschleiß zum 
Ausdruck kommen können. Die auf vergangene Ver-
hältnisse eingestellte Arbeitszeitordnung bietet 
hiergegen keinen ausreichenden Schutz. 

Die Schicht- und Nachtarbeit hat seit 1938 zuneh-
mend an Bedeutung gewonnen. Von den rund 3 Mio. 
abhängigen Erwerbstätigen, die nach der Zusatzbe-
fragung zum Mikrozensus 1972 nachts gearbeitet 
haben, arbeiteten rund 1,7 Mio. regelmäßig nachts in 
Schicht. Die Arbeitszeitordnung enthält für sie bis-
her keine spezielle Regelung. 

Die in der Arbeitszeitordnung enthaltene Sonderre-
gelung über den erhöhten Schutz für Frauen ist 
nicht zuletzt im Hinblick auf den Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau immer frag-
würdiger geworden. Sie ist im bisherigen Umfang 
nach dem heutigen Stand der medizinischen Wis-
senschaft durch geschlechtsspezifische Unter-
schiede nicht mehr zu begründen. 

Aus diesen Gründen muß die Arbeitszeitordnung 
überprüft und geändert werden. Die Änderung ist 
nur durch Gesetz möglich. Entgegen einer früher 
häufig vertretenen Auffassung, die Arbeitszeitord-
nung habe nicht Gesetzes-, sondern Verordnungs-
charakter, steht seit der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 3. Mai 1967 — 2 BvR 134/63 
— fest, daß die Arbeitszeitordnung ein Gesetz ist. 

2. Ziel des Entwurfs 

Ziel des Entwurfs eines Arbeitszeitgesetzes ist die 
Anpassung des Arbeitszeitrechts an die Gegeben-
heiten und Erfordernisse unserer heutigen Arbeits-
welt. Dabei sind sowohl der Schutz der Arbeitneh-
mer und das Interesse der Allgemeinheit an der Er-
haltung der Arbeitskraft der abhängig Beschäftig-
ten als auch die Belange der Wirtschaft und der ein-
zelnen Betriebe zu berücksichtigen: 
— Im Vordergrund einer gesetzlichen Regelung der 

Arbeitszeit muß nach wie vor die Schutzfunktion 
des Arbeitszeitrechts mit dem Ziel stehen, den 
Arbeitnehmer vor Überforderung und Überbean-
spruchung durch zu lange Arbeitszeiten oder zu 
kurze Ruhepausen und Ruhezeiten zu schützen 
und ihm im Interesse seiner Menschenwürde 
und der Entfaltung seiner Persönlichkeit hinrei-
chend Raum für Freizeit und Erholung zu geben. 
Gesetzliche Arbeitszeitregelungen „dienen vor 
allem dem Schutz der Arbeitnehmer gegen über-
mäßige Ausnutzung und Abnutzung ihrer Ar-
beitskraft und damit der Erhaltung ihrer Ge-
sundheit" (Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts vom 3. Mai 1967). Diese Zielsetzung ist 
auch angesichts tiefgreifender Änderungen der 
Rahmenbedingungen wirtschaftlichen Handelns 
aus humanen, sozialen und ökonomischen Grün-
den unabdingbar. Die Bundesrepublik Deutsch-
land verdankt ihre Geltung als Produzent tech-
nisch hochentwickelter Produkte vor allem ihren 
qualifizierten Arbeitskräften. Hohe Qualifikation 
läßt sich auf Dauer nur erhalten, wenn der Ge-
sundheitsschutz der Arbeitnehmer nicht ver-
nachlässigt wird. Sie müssen insbesondere vor 
einem Übermaß an Überstunden geschützt wer-
den. Arbeitsmedizinische Erfahrungen zeigen, 
daß das Unfallrisiko während der Überstunden 
infolge der zusätzlichen Belastung steigt. 

— Daneben ist zu beachten, daß zu weitreichende 
Möglichkeiten für Überstunden und Sonder-
schichten die beschäftigungspolitisch er-
wünschte Einstellung zusätzlicher Arbeitnehmer 
verhindern oder verzögern können. Die Arbeits-
zeitordnung hat für die Einschränkung dieser 
Überstunden und Sonderschichten praktisch 
ihre Bedeutung verloren, da der gesetzliche Ar-
beitszeitrahmen infolge der auf 40 Stunden ver-
kürzten tariflichen Wochenarbeitszeit zu weit ge-
worden ist. Das Instrument der Genehmigung 
von Überstunden und Sonderschichten durch die 
Gewerbeaufsichtsämter in der zur Zeit geltenden 
Form fällt kaum mehr ins Gewicht, da den Be-
trieben für Überstunden und Sonderschichten 
über die tarifliche Regelarbeitszeit von 40 Wo-
chenstunden hinaus ein Rahmen von 20 Stunden, 
bei Sonntagsarbeit von 32 Stunden in der Woche 
zur Verfügung steht. Tarifverträge und Beriebs- 
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vereinbarungen begrenzen diesen Rahmen nicht 
ausreichend. 

— Auf der anderen Seite müssen gesetzliche Ar-
beitszeitvorschriften hinreichend flexibel sein, 
damit die Betriebe der gegenwärtigen und abseh-
baren innen- und außenwirtschaftlichen Ent-
wicklung, die durch erhöhte Kapitalintensität 
der Produktion, eine neue weltwirtschaftliche Ar-
beitsteilung, steigenden internationalen Wettbe-
werbsdruck und Probleme des strukturellen 
Wirtschaftswandels gekennzeichnet ist, Rech-
nung tragen können. Beriebswirtschaftlich not-
wendige Überstunden und Sonderschichten, ins-
besondere um kurzfristige Schwankungen der 
Nachfrage auszugleichen, müssen zugelassen 
werden, soweit sie unter den Gesichtspunkten 
des Arbeitsschutzes unbedenklich und negative 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt nicht zu be-
fürchten sind. 

Zur Erreichung dieser zum Teil einander ergänzen-
den, zum Teil gegenläufigen Zielvorstellungen ist es 
erforderlich, die regelmäßige gesetzliche Arbeitszeit 
an die Tarifwirklichkeit heranzuführen, den gebote-
nen Ausgleich zur gestiegenen Arbeitsintensität und 
Arbeitsbelastung sicherzustellen sowie den zur Zeit 
geltenden Rahmen für Überstunden und Sonder-
schichten den heutigen Verhältnissen anzugleichen. 
Der besonderen Belastung der in Schicht- und 
Nachtarbeit beschäftigten Arbeitnehmer muß durch 
geeignete Schutzmaßnahmen Rechnung getragen 
werden. Die Sonderregelung der Arbeitszeitordnung 
über den erhöhten Schutz für Frauen muß den mo-
dernen wissenschaftlichen Erkenntnissen und der 
gewandelten Stellung der Frau in unserer Gesell-
schaft angepaßt werden. 

3. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Anhand dieser Zielvorstellungen sind die Vorschrif-
ten der Arbeitszeitordnung überprüft worden. 

Der Entwurf des neuen Arbeitszeitgesetzes über-
nimmt, soweit möglich, das bestehende Arbeitszeit-
recht. Änderungen werden vorgesehen, soweit die 
Anpassung des Arbeitszeitrechts an die gewandel-
ten und sich fortentwickelnden sozialen, wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Verhältnisse notwen-
dig ist. Richtschnur für Art und Umfang der Anpas-
sung ist das Bestreben, die Regelung möglichst weit-
gehend den praktischen Erfordernissen in den Be-
trieben entsprechend flexibel zu fassen, wobei davon 
ausgegangen wird, daß die heute in den Betrieben 
und zwischen den Tarifvertragsparteien ausgehan-
delten Regelungen Kompromisse zwischen sozialen, 
ökonomisch-technischen und arbeitsschutzrechtli-
chen Gesichtspunkten darstellen. Im Vordergrund 
der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen 
steht das Bestreben, dem Arbeitsschutz und der all-
gemeinen Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
dabei den Vorrang einzuräumen, ohne den Betrie-
ben unangemessene Beschränkungen ihrer Disposi-
tionsfreiheit aufzuerlegen. 

Soweit in Grundsatz- oder in Einzelfragen keine ne

-

gativen Auswirkungen auf den erforderlichen 

Schutz des Arbeitnehmers oder auf den Arbeits-
markt zu befürchten sind, werden hinreichend flexi-
ble Regelungen vorgeschlagen, um den Betrieben 
die Rechtsanwendung zu erleichtern. Hierbei wurde 
besonderer Wert darauf gelegt, den unterschiedli-
chen Belangen der Betriebe, die sich aus den ver-
schiedenartigen Tätigkeiten der Arbeitnehmer (z. B. 
Schichtarbeit) und den vielfältigen funktionsbeding-
ten betrieblichen Gegebenheiten (z. B. nachfrage- 
oder saisonbedingte Arbeitsspitzen, schwankende 
Produktionsintensität) ergeben, in differenzieren-
der Weise Rechnung zu tragen. 

Die den Gesetzentwurf prägenden Grundsätze und 
Leitlinien lassen sich wie folgt skizzieren: 

— Der gesetzliche Arbeitszeitschutz soll grundsätz-
lich für alle Arbeitnehmer einheitlich gelten. Er-
forderliche Sonderregelungen bleiben aufrecht-
erhalten (§ 1 des Entwurfs). 

— Der Grundsatz des Acht-Stunden-Tages wird bei-
behalten. Die 40-Stunden-Woche wird unter Ein-
beziehung von Sonn- und Feiertagsarbeit kraft 
Gesetzes als Regelarbeitszeit eingeführt. Län-
gere tarifliche Arbeitszeiten bleiben für eine 
Übergangszeit zuläsig (§§ 2, 3 und 28 des  Ent-
wurf s). 

— Verlängerungen der Arbeitszeit bei Vor- und Ab-
schlußarbeiten sowie bei Reinigungs- und In-
standhaltungsarbeiten bleiben unter den bisheri-
gen Voraussetzungen möglich. Die Dauer dieser 
zusätzlichen, über acht Stunden täglich hinaus-
gehenden Arbeitszeit wird wegen der allgemei-
nen Arbeitszeitverkürzung von bisher zwei Stun-
den auf eine Stunde reduziert (§ 4 des Ent-
wurfs). 

— Den wirtschaftlichen und betrieblichen Bedürf-
nissen nach Überstunden tragen die Vorschriften 
über die Mehrarbeit (§§ 17 bis 19 des Entwurfs) in 
flexibler Weise Rechnung. Jedem Betrieb steht 
ein Freiraum für Mehrarbeit von zwei Stunden 
wöchentlich zur Verfügung, weitere zwei Stun-
den sind durch Tarifvertrag bzw. Betriebs- oder 
Dienstvereinbarung oder durch Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde möglich (§ 17 des Ent-
wurfs). Die innerhalb eines Zeitraums von vier 
Wochen zulässige Mehrarbeit kann zu zwei Son-
derschichten zusammengelegt werden s(§ 18 des 
Entwurfs). Die Höchstgrenze für die tägliche Ar-
beitszeit einschließlich Mehrarbeit wird aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes auf zehn 
Stunden täglich und 48 Stunden wöchentlich fest-
gelegt (§ 19 des Entwurfs). 

— Der Grundsatz der Fünf-Tage-Woche wird in 
Form einer Sollvorschrift eingeführt. Die Vier-
Tage-Woche mit einer täglichen Arbeitszeit von 
zehn Stunden soll ausgeschlossen werden (§ 8 
Abs. 1 und 2 des Entwurfs). 

— Im Hinblick auf die unterschiedlichen Bedürf-
nisse der Betriebe wird eine flexible Verteilung 
der Arbeitszeit auf die Wochen oder Jahreszeiten 
bei entsprechendem Arbeitszeitausgleich in an-
deren Wochen oder Jahreszeiten zugelassen (§ 8 
Abs. 3 und 4 des Entwurfs). 
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— Der Zeitraum für das Vor- und Nachholen der aus 
Anlaß von Feiertagen ausgefallenen Arbeitszeit 
wird von bisher fünf Wochen auf sechs Monate 
erweitert, damit den betrieblichen Belangen und 
persönlichen Wünschen der Arbeitnehmer bes-
ser Rechnung getragen werden kann (§ 9 des 
Entwurfs). 

— Die beim Erlaß der Arbeitszeitordnung unbe-
kannte gleitende Arbeitszeit wird im Grundsatz 
geregelt (§ 10 des Entwurfs). 

— Die Arbeitszeit für Saison- und Kampagnebe-
riebe kann entsprechend den Besonderheiten 
dieser Betriebe kraft Gesetzes bis zu zehn Stun-
den täglich und bis zu 55 Stunden wöchentlich 
verlängert werden; weitergehende Verlängerun-
gen durch Tarifvertrag sind zulässig (§ 5 des  Ent-
wurf s). 

— Verlängerungen der Arbeitszeit bei Arbeitsbe-
reitschaft und Bereitschaftsdienst bleiben mög-
lich. Die Dauer der Arbeitszeit wird entspre-
chend den Erfahrungen in der Praxis gestaffelt, 
Tarifverträge können zusätzliche Verlänge-
rungsmöglichkeiten vorsehen (§ 6 des Ent-
wurfs). 

— Arbeitszeitverlängerungen bei Bereitschafts-
dienst werden zugelassen. Wegen der unter-
schiedlichen Art und Dauer dieser Dienste wird 
die Arbeitszeitverlängerung nicht gesetzlich be-
grenzt, um eine den jeweiligen betrieblichen Not-
wendigkeiten entsprechende flexible Handha-
bung zu ermöglichen (§ 7 des Entwurfs). 

— Bei gefährlichen Arbeiten werden entpsrechend 
dem geltenden Recht die Möglichkeiten zur Ar

-

beitszeitverlängerung und zu Überstunden aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes begrenzt (§ 16 
des Entwurfs). 

— Die unterschiedlichen Regelungen der Ruhepau-
sen für Männer und Frauen werden wegen der 
Schwierigkeiten im betrieblichen Arbeitsablauf 
beim Zusammenarbeiten von Männern und 
Frauen beseitigt. Die Dauer der Ruhepausen 
wird für männliche und weibliche Arbeitnehmer 
einheitlich festgesetzt, bei einer Arbeitszeit von 
mehr als sechs Stunden auf mindestens 30 Minu-
ten (§ 11 des Entwurfs). 

— Die tägliche Ruhezeit wird wegen ihres Erho-
lungswertes und des gestiegenen Freizeitbedürf-
nisses von elf auf zwölf Stunden verlängert (§ 12 
des Entwurfs). 

— Die Regelungen über die Schicht- und Nachtar-
beit (§§ 13 bis 15) sind neu. Sie sind wegen der be-
sonderen Situation der in Schicht- und Nachtar-
beit beschäftigten Arbeitnehmer erforderlich ge-
worden. Die technisch-wirtschaftliche Entwick-
lung hat zu vielfältigen Schichtplänen mit dem 
Ziel der optimalen Ausnutzung der Produktions-
faktoren Arbeit und Kapital geführt. Die Schicht-
arbeit, insbesondere die Nachtarbeit, ist nach den 
Erfahrungen der Arbeitsmedizin mit besonderen 
Gesundheits- und Unfallrisiken verbunden. 
Hinzu kommen die sich aus einer Verringerung 
sozialer Kontaktmöglichkeiten ergebenden Pro-
bleme für diese Arbeitnehmer. Unter diesen Ge

-

sichtspunkten werden vor allem folgende Vor-
schläge gemacht: 
Bei vollkontinuierlicher Schichtarbeit bleibt die 
durch den Schichtplan bedingte 42-Stunden-Wo-
che zulässig (§ 14 Abs. 1 des Entwurfs). Die Ar-
beitszeit- und Pausenregelungen werden den Be-
sonderheiten der Schichtarbeit angepaßt (§ 14 
Abs. 2 und 3 des Entwurfs). Die mit Nachtarbeit 
beschäftigten Arbeitnehmer erhalten unter be-
stimmten Voraussetzungen einen zusätzlichen 
freien Tag in einem Kalendervierteljahr, ihre be-
triebsärztliche Betreuung soll sichergestellt wer-
den (§ 15 des Entwurfs). 

— Die Berechtigung der Sonderregelungen der Ar-
beitszeitordnung über den erhöhten Schutz für 
Frauen wird seit einiger Zeit zunehmend in 
Frage gestellt. Von verschiedenen Seiten wird 
unter Berufung auf den Grundatz der Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau die ersatzlose 
Aufhebung der Sonderregelungen verlangt. Von 
anderer Seite wird dagegen gewarnt, die beste-
henden Schutzrechte abzubauen. Die besonde-
ren Arbeitsschutzregelungen, die Frauen vor Ar-
beiten in Bergwerken oder an Hochöfen schüt-
zen müssen, sollen ebenso wie Vorschriften zur 
Verhinderung einer Gesundheitsschädigung 
durch das Heben schwerer Lasten, z. B. im Bau-
gewerbe, nicht in ein Arbeitszeitgesetz, sondern 
in ein künftiges Arbeitsschutzgesetz aufgenom-
men werden. Der Entwurf sieht eine einheitliche 
Regelung der Dauer der Arbeitszeit und der Ru-
hepausen für Männer und Frauen vor, hält je-
doch das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
nicht zuletzt wegen des von der Bundesrepublik 
Deutschland ratifizierten Internationalen Ab-
kommens über das Verbot der Nachtarbeit der 
gewerblichen Arbeiterinnen vom 26. September 
1906 (RGBl. 1911 S. 5) aufrecht (§ 21 des Ent-
wurfs). Soweit darüber hinaus besondere ge-
schlechtsspezifische Unterschiede zwischen 
Mann und Frau einen besonderen Schutz für 
Frauen erfordern, sollen die dazu notwendigen 
Maßnahmen in den Rechtsvorschriften über den 
technischen und medizinischen Arbeitsschutz 
getroffen werden. 

— Entsprechend dem geltenden Recht sind Abwei-
chungen und Ausnahmen von den gesetzlichen 
Vorschriften in außergewöhnlichen Fällen oder 
zur Wahrung des öffentlichen Interesses möglich 
(§§ 22 und 23 des Entwurfs). 

Beim Erlaß der Arbeitszeitordnung im Jahre 1938 
galt das nationalsozialistische Tarifordnungs- und 
Betriebsordnungssystem. Die Arbeitszeitordnung 
verwendet dementsprechend Begriffe wie „Gefolg-
schaftsmitglieder", „Betriebsführer", „Tarifordnung" 
und „Reichstreuhänder der Arbeit". Diese Begriffe 
werden aus dem Arbeitszeitrecht gestrichen. 

Der Gesetzentwurf ist so angelegt, daß die Tarif auto-
nomie und die Rechte der Arbeitnehmervertretun-
gen nach dem Betriebsverfassungsgesetz und den 
Personalvertretungsgesetzen des Bundes und der 
Länder voll gewahrt bleiben. Die öffentlich-rechtli-
chen Arbeitszeitschutzregelungen können und sol-
len arbeitszeitliche Rahmenbedingungen festlegen, 
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die Ausgestaltung der Dauer und Lage der Arbeits-
zeit erfolgt im einzelnen durch Tarifvertrag, Be-
triebs- bzw. Dienstvereinbarung oder durch Arbeits-
vertrag. Tarifliche Regelungen über die Dauer und 
Verteilung der Arbeitszeit gehören in der Praxis seit 
langem zu den häufigsten und wichtigsten Tarifnor-
men. Zudem räumt der Entwurf den Tarifvertrags-
parteien die Möglichkeit ein, über verschiedene ge-
setzliche Regelungen hinaus Vereinbarungen zu 
treffen und damit den unterschiedlichen Bedürfnis-
sen der Wirtschaft in den einzelnen Bereichen Rech-
nung zu tragen. 

II. Kosten 

Das Gesetz wird sich nicht nennenswert auf Einzel-
preise und auf das Preisniveau auswirken. 

Rein rechnerisch bedeuten die mit dem Entwurf vor-
gesehenen Einschränkungen der Arbeitszeit an-
hand der vorliegenden bzw. zum Teil geschätzten 
statistischen Daten eine Belastung der Bruttolöhne 
und -gehälter der gesamten Volkswirtschaft von rd. 
0,5 v. H. Davon entfallen ein Drittel auf die nach dem 
derzeitigen Stand der tariflichen Arbeitszeit noch 
erforderliche Verkürzung der regelmäßigen Arbeits-
zeit auf 40 Wochenstunden (§ 3), ein Drittel auf die 
übrigen Neuregelungen des Entwurfs, insbesondere 
die zusätzlich bezahlten freien Tage bei Nachtarbeit 
(§ 15). Diesen „Belastungen" stehen — gleichfalls 
rein rechnerisch — entsprechende Entlastungen aus 
dem Arbeitsmarkt gegenüber. In absoluten Zahlen 
würden sie die zusätzliche Beschäftigungsmöglich-
keit von rd. 150 000 Arbeitnehmern bedeuten. Hinzu 
kämen möglicherweise noch rd. 230 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze durch Einschränkung der Mehrar-
beitsstunden. 

Die Kosten, die für den Bund, die Länder und die Ge-
meinden durch die Erfüllung des Gesetzes in ihren 
Dienstbereichen entstehen, lassen sich mangels aus-
reichender Unterlagen nicht ermitteln. Da die 40-
Stunden-Woche im öffentlichen Dienst bereits gilt, 
ergäbe sich eine Belastung in der Hauptsache nur 
durch die Bestimmung des § 15. Solche Belastungen 
bedeuten im öffentlichen Dienst jedoch in aller Re

-

gel zusätzliche Beschäftigung (evtl. auch Teilzeitbe-
schäftigung), so daß durch den Wegfall von Leistun-
gen für Arbeitslose bzw. zusätzliche Lohnsteuer und 
Beiträge die öffentlichen Kassen insgesamt per 
Saldo — wenn überhaupt — nicht nennenswert 
mehr belastet werden. 

Aus dem Vollzug dieses Gesetzes entstehen für den 
Bund, die Länder und die Gemeinden keine zusätzli-
chen Kosten. 

III. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Geltungsbereich) 

Absatz 1: Der Geltungsbereich des Gesetzentwurfs 
ist wie in der geltenden Arbeitszeitordnung umfas-
send. Der Arbeitszeitschutz soll, soweit möglich, für 
alle Arbeitnehmer einheitlich gelten. Soweit heute 

noch Sonderregelungen erforderlich sind, werden 
sie in Absatz 2 berücksichtigt. 

Absatz 2: Die Ausnahmen der Arbeitszeitordnung 
vom Geltungsbereich werden in den Entwurf weit-
gehend übernommen. Die Ausnahme für Kranken-
pflegeanstalten wird nicht aufrechterhalten, weil die 
für sie geltende Verordnung über die Arbeitszeit 
vom 13. Februar 1924 (RGBl. I S. 66, 154) durch die 
Entwicklung überholt ist und den Arbeitnehmern 
in Krankenpflegeanstalten keinen ausreichenden 
Schutz mehr bietet. Den Besonderheiten der Be-
schäftigung in Krankenpflegeanstalten wird vor al-
lem in den Vorschriften der §§ 6, 7, 12 Abs. 2 und § 13 
des Entwurfs Rechnung getragen. 

Die Ausnahme der Arbeitszeitordnung für Ange-
stellte in leitender Stellung kann in dieser Form 
nicht in den Gesetzentwurf übernommen werden. 
Seit dem 1. Januar 1968 gibt es in der Angestellten-
versicherung keine Versicherungspflichtgrenze 
mehr. Auch die Eigenschaft eines Vorgesetzten von 
mindestens 20 Arbeitnehmern ist heute kein ausrei-
chendes Kriterium mehr, um einen Arbeitnehmer 
aus dem Geltungsbereich des Arbeitszeitschutzes 
herauszunehmen, da heute viele Arbeitnehmer Vor-
gesetzte von mehr als 20 Arbeitnehmern sind, ohne 
daß man von ihnen sagen könnte, daß sie des Ar-
beitszeitschutzes nicht bedürfen; andererseits gibt 
es Arbeitnehmer in leitender Stellung, die Vorge-
setzte von weniger als 20 Arbeitnehmern sind. In 
Nummer 2 wird daher eine neue Abgrenzung vorge-
schlagen, bei der neben dem Vergütungsfaktor der 
Selbstbestimmung der Arbeitszeit eine entschei-
dende Bedeutung zukommt. 

Die Ausnahme der Nummer 3 ist in den Ausnahme-
katalog neu aufgenommen worden. Für die Beschäf-
tigung des Fahrpersonals von Kraftfahrzeugen so-
wie von Straßenbahnen gilt, soweit sie am öffentli-
chen Verkehr teilnehmen, das Fahrpersonalgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Okto-
ber 1976 (BGBl. I S. 3046). Auf Grund dieses Gesetzes 
bereitet der Bundesminister für Verkehr den Ent-
wurf einer Fahrpersonalverordnung vor, in der die 
Arbeits-, Lenk- und Ruhezeiten sowie die Ruhepau-
sen für Fahrer, Beifahrer und Schaffner einheitlich 
geregelt werden sollen. Aus diesem Grund werden 
die Arbeitnehmer, für die das Fahrpersonalgesetz 
gilt, aus dem Geltungsbereich des Entwurfs des Ar-
beitszeitgesetzes herausgenommen. 

Die Ausnahmen der Nummern 1 und 7 sind bisher in 
§ 1 Abs. 1 AZO enthalten. Die Ausnahme der Num-
mer 4 entspricht § 1 Abs. 3 Satz 1 AZO, die Ausnah-
men der Nummern 5 und 6 entsprechen § 1 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 AZO. Zur Land- und Forstwirtschaft im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 5 des Entwurfs gehören wie 
bisher der Gartenbau, der Weinbau, die Jagd und die 
Tierzucht. 

Zu § 2 (Begriffe der Arbeitszeit) 

Absatz 1: Der Begriff der Arbeitszeit ist aus § 2 Abs. 1 
AZO übernommen. Die Bestimmung des Begriffs 
der Schichtzeit für den Bergbau unter Tage ent-
spricht § 2 Abs. 2 AZO. Das Betreten des Stollen- 
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mundlochs ist für die Berechnung der Schichtzeit 
kein geeignetes Kriterium mehr, weil dies kaum 
noch vorkommt. § 2 Abs. 3 Satz 1 AZO über die Be-
wertung der Beschäftigung außerhalb des Betriebs 
als Arbeitszeit wird nicht übernommen, weil heute 
die Beschäftigung außerhalb des Betriebs auch ohne 
eine solche Bestimmung als Arbeitszeit angesehen 
wird. Die Vorschrift des § 2 Abs. 3 Satz 2 AZO über 
die Zusammenrechnung der Arbeitszeit bei Beschäf-
tigung durch mehrere Arbeitgeber ist in § 2 Abs. 3 
des Entwurfs berücksichtigt. 

Absatz 2: Abweichend von der Arbeitszeitordnung 
gibt § 2 Abs. 2 des Entwurfs Regeln für die Berech-
nung der wöchentlichen Arbeitszeit. Dies ist notwen-
dig, weil der Entwurf in § 3 abweichend von der Ar-
beitszeitordnung die wöchentliche Arbeitszeit aus-
drücklich begrenzt und in zahlreichen anderen Be-
stimmungen von der wöchentlichen Arbeitszeit aus-
geht. Die Vorschrift entspricht § 4 Abs. 4 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes, das ebenfalls die wöchentli-
che Arbeitszeit regelt. 

Absatz 3: Diese Vorschrift entspricht § 2 Abs. 3 Satz 2 
AZO. 

Zu § 3 (Regelmäßige tägliche und wöchentliche 
Arbeitszeit) 

Der Grundsatz des Acht-Stunden-Tages gilt seit den 
Demobilmachungsverordnungen über die Arbeits-
zeit von 1918/19. Er wird in § 3 Satz 1 des Entwurfs 
aufrechterhalten. In § 3 Satz 2 wird die 40-Stunden-
Woche kraft Gesetzes als Regelarbeitszeit einge-
führt. Dies ist im Hinblick auf die zunehmende Ar-
beitsintensität und die das allgemeine Wohlbefinden 
zunehmend beeinträchtigenden Arbeitsbedingun-
gen geboten, andererseits aber auch vertretbar, weil 
die regelmäßige Arbeitszeit durch Tarifverträge für 
mehr als 96 v. H. aller Arbeitnehmer auf 40 Stunden 
in der Woche verkürzt worden ist. Für Bereiche, in 
denen Tarifverträge zur Zeit noch eine längere re-
gelmäßige wöchentliche Arbeitszeit als 40 Stunden 
vorsehen, enthält § 28 des Entwurfs die notwendige 
Übergangsregelung. 

Zu § 4 (Arbeitszeit bei Vor- oder Abschlußarbeiten) 

Absatz 1: Diese Vorschrift entspricht hinsichtlich 
der Voraussetzungen für die Verlängerung der Ar-
beitszeit bei Vor- oder Abschlußarbeiten § 5 Abs. 1 
AZO. Die Dauer der Verlängerungsmöglichkeit wird 
wegen der allgemeinen Arbeitszeitverkürzung und 
der heutigen Möglichkeiten der Planung des Ar-
beitsablaufs von zwei Stunden auf eine Stunde redu-
ziert. Den Betrieben stehen auch in diesem Rahmen 
ausreichende Möglichkeiten offen, die heute noch 
notwendigen Vor- oder Abschlußarbeiten durchzu-
führen. Gegebenenfalls können sie die  Durchfüh-
rung dieser Arbeiten so steuern, daß diese auch in 
der verkürzten Zeit erledigt werden können. Soweit 
für die Beendigung der Abschlußarbeiten an einzel-
nen Tagen dieser Rahmen ausnahmsweise nicht 
ausreichen sollte, steht den Betrieben die Ausnahme 
des § 22 Abs. 2 des Entwurfs offen. 

Absatz 2: Diese Vorschrift entspricht § 5 Abs. 2 
AZO. 

Absatz 3: Diese Vorschrift sieht eine Kumulierungs-
beschränkung beim Zusammentreffen der Verlän-
gerungsmöglichkeiten nach den Absätzen 1 und 2 
vor. Hierdurch soll verhindert werden, daß Betriebe 
Arbeitnehmer eineinhalb Stunden pro Tag über die 
normale Arbeitszeit hinaus beschäftigen. Eine ähnli-
che Funktion erfüllt zur Zeit § 11 AZO. 

Zu § 5 (Arbeitszeit bei Saisonarbeit) 

Absatz 1: Die Arbeitszeit für Saison- und Kampagne

-

betriebe ist in der Arbeitszeitordnung nicht aus-
drücklich geregelt. Auf Grund des § 7 Abs. 1 AZO 
kann jedoch die Arbeitszeit für diese Betriebe durch 
Tarifvertrag bis zu zehn Stunden täglich und auf 
Grund des § 8 Abs. 2 AZO durch Genehmigung des 
Gewerbeaufsichtsamtes auch darüber hinaus ver-
längert werden. Die Möglichkeiten zur Arbeitszeit-
verlängerung sollten diesen Betrieben wegen ihrer 
besonderen Situation während der Saison oder 
Kampagne erhalten bleiben. Absatz 1 schlägt daher 
nicht zuletzt auch zur Entlastung der Tarifvertrags-
parteien und Gewerbeaufsichtsämter einen betrieb-
lichen Freiraum für die Verlängerung der Arbeits-
zeit während der Saison oder der Kampagne bis zu 
zehn Stunden täglich und bis zu 55 Stunden wö-
chentlich für insgesamt höchstens drei Monate im 
Jahr vor. Darüber hinausgehenden Bedürfnissen 
kann durch Tarifvertrag oder durch Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 Rechnung ge-
tragen werden. 

Zu § 6 (Arbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft oder Be-
reitschaftsdienst) 

Absatz 1: Die Verlängerung der Arbeitszeit bei Ar-
beitsbereitschaft und Bereitschaftsdienst ist heute 
nach §§ 7 und 8 AZO zulässig. Die Möglichkeit zur 
Verlängerung der Arbeitszeit bei Arbeitsbereit-
schaft und Bereitschaftsdienst muß trotz fortschrei-
tender Arbeitszeitverkürzung erhalten bleiben, da-
mit die Betriebe den Besonderheiten der Arbeitszei-
ten mit Arbeitsbereitschaft und Bereitschaftsdienst 
Rechnung tragen können. Eine Verlängerung der 
Arbeitszeit erscheint in diesen Fällen auch vertret-
bar, weil die Belastung der Arbeitnehmer in der Re-
gel geringer ist als bei Vollarbeit. Absatz 1 schlägt 
daher nicht zuletzt auch zur Entlastung der Tarif-
vertragsparteien und der Gewerbeaufsichtsämter 
einen betrieblichen Freiraum für die Verlängerung 
der Arbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft und Bereit-
schaftsdienst vor. Dabei wird die Dauer der Arbeits-
zeit nach einer bestimmten Dauer der Arbeitsbereit-
schaft bzw. des Bereitschaftsdienstes während der 
Arbeitszeit entsprechend den Erfahrungen in der 
Praxis gestaffelt. Darüber hinausgehenden Bedürf-
nissen kann durch Tarifvertrag oder durch Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde nach Absatz 2 Rech-
nung getragen weden. 

Absatz 2: Satz 1 dieser Vorschrift gestattet über den 
Absatz 1 hinausgehende Abweichungen von § 3 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2196  

durch Tarifvertrag. Die Tarifvertragsparteien kön-
nen den unterschiedlichen Bedürfnissen in den ein-
zelnen Bereichen am besten Rechnung tragen. Eine 
gesetzliche Begrenzung einer tarifvertraglichen 
Verlängerung der Arbeitszeit bei Arbeitsbereit-
schaft oder Bereitschaftsdienst ist wegen des unter-
schiedlichen Bedarfs nicht möglich, wegen der ge-
ringeren Belastung der Arbeitnehmer in diesen Fäl-
len aber auch nicht zwingend geboten. Es wird da-
von ausgegangen, daß hier die Tarifvertragsparteien 
die richtige Grenze in ihren Tarifverträgen festset-
zen. Soweit ein entsprechender Tarifvertrag nicht 
gilt, kann die Aufsichtsbehörde unter den in Satz 2 
genannten Voraussetzungen Arbeitszeitverlänge-
rungen zulassen. 

Zu § 7 (Arbeitszeit bei Rufbereitschaft) 

Absatz 1: Rufbereitschaft ist in der Arbeitszeitord

-

nung nicht geregelt. Eine detaillierte gesetzliche Re

-

gelung erscheint wegen der unterschiedlichen Art 
und Dauer dieses Dienstes auch heute nicht möglich. 
Sie soll weiterhin in erster Linie den Tarifvertrags

-

parteien überlassen bleiben, weil sie den unter

-

schiedlichen Bedürfnissen in den einzelnen Berei

-

chen am besten Rechnung tragen können. § 7 des 
Entwurfs beschränkt sich daher darauf, die höchst

-

zulässige Arbeitszeit für die Erledigung der wäh

-

rend der Rufbereitschaft anfallenden Arbeiten zu 
verlängern, weil die in § 3 des Entwurfs festgesetzte 
Dauer der Arbeitszeit von acht Stunden täglich und 
40 Stunden wöchentlich für die Erledigung dieser 
Arbeiten in der Regel nicht ausreichen dürfte. Eine 
bestimmte Grenze für die Verlängerung der Arbeits

-

zeit in diesen Fällen ist wegen des unterschiedlichen 
Bedarfs generell nicht möglich. 

Absatz 2: Zum Ausgleich der gesetzlich nicht be
-

grenzten Arbeitszeitverlängerung ist aus Gründen 
des Arbeitsschutzes ein Freizeitausgleich vorgese-
hen, von dem die Tarifvertragsparteien oder gegebe-
nenfalls die Aufsichtsbehörde abweichen können. 

Absatz 3: Die Vorschrift bezieht sich auf die „kapazi

-

tätsorientierte variable Arbeitszeit"; sie trägt dem 
Bedürfnis Rechnung, in Zeiten eines erhöhten Ar-
beitsanfalles zusätzlich Arbeitnehmer auf Abruf ein-
setzen zu können, insbesondere in Handelsgeschäf-
ten zu Zeiten einer hohen Kundendichte. Die Vor-
schrift schließt es andererseits aus, daß mit Arbeit-
nehmern ausschließlich ein durch die Rufbereit-
schaft bestimmter Arbeitsvertrag abgeschlossen 
wird. Für den Arbeitnehmer muß ein regelmäßiger 
Mindestlohn mit der entsprechenden sozialen Absi-
cherung vereinbart sein. 

Zu § 8 (Abweichende Verteilung der regelmäßigen 
Arbeitszeit) 

Absatz 1: Satz 1 dieses Absatzes enthält die gesetzli

-

che Empfehlung, die regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit gleichmäßig auf fünf Arbeitstage in der Wo-
che, z. B. auf fünf mal acht Stunden zu verteilen, weil 
dies am effektivsten ist und die Arbeitnehmer ge-
sundheitlich weniger belastet als die Verteilung der 

regelmäßigen Arbeitszeit auf vier oder viereinhalb 
Tage in der Woche. Von einer zwingenden Einfüh-
rung der Fünf-Tage-Woche wird abgesehen, weil 
dies in vielen Bereichen, in denen heute noch an 
mehr als fünf Tagen in der Woche gearbeitet wird, zu 
erheblichen Schwierigkeiten führen könnte. Satz 2 
schreibt eine vorherige Festlegung der Verteilung 
vor, damit sich der Arbeitnehmer rechtzeitig darauf 
einstellen kann. 

Absatz 2: Diese Vorschrift geht auf § 4 Abs. 1 AZO 
über die andere Verteilung der Arbeitszeit in einer 
Woche zurück. Der Rahmen für die höchstzulässige 
Arbeitszeit wird jedoch, bis auf einen Arbeitstag in 
der Woche, von zehn auf neun Stunden reduziert, um 
den aus arbeitsschutzrechtlichen Gesichtspunkten 
bedenklichen Tendenzen zur Einführung der Vier-
Tage-Woche mit vier mal zehn Stunden rechtzeitig 
zu begegnen. Es erscheint jedoch unbedenklich, den 
Rahmen von zehn Stunden für einen Tag in der Wo-
che beizubehalten. Hierdurch kann den Betrieben 
mit einem langen Arbeitstag in der Woche ein größe-
rer Spielraum gegeben werden. 

Absatz 3: In dieser Vorschrift wird die Möglichkeit 
des Absatzes 2, die Arbeitszeit anders zu verteilen, 
wegen der Begrenzung der Wochenarbeitszeit in § 3 
des Entwurfs auf einen Zeitraum von acht Wochen 
übertragen, um den Betrieben genügend Flexibilität 
bei unterschiedlichem Arbeitsanfall in diesem Zeit-
raum zu geben. Danach kann in einigen Wochen bis 
zu 48 Stunden gearbeitet werden, wenn in anderen 
Wochen entsprechend weniger gearbeitet wird. 

Absatz 4: Diese Vorschrift gibt in Satz 1 den Tarif

-

vertragsparteien die Möglichkeit, die wöchentliche 
Arbeitszeit für bestimmte Jahreszeiten im Rahmen 
eines Jahreszeitenausgleichs über 40 Stunden hin-
aus zu verlängern, um den Betrieben genügend Fle-
xibilität bei unterschiedlichem Arbeitsanfall im Jah-
resablauf zu geben. Eine bestimmte Höchstgrenze 
wird den Tarifvertragsparteien nicht ausdrücklich 
vorgeschrieben, damit sie den unterschiedlichen Be-
dürfnissen der einzelnen Branchen Rechnung tra-
gen können. Es wird davon ausgegangen, daß die Ta-
rifvertragsparteien eine bestimmte Höchstgrenze 
entsprechend den Erfordernissen in der einzelnen 
Branche in dem jeweiligen Tarifvertrag festsetzen. 
Liegt ein Tarifvertrag über einen Jahreszeitenaus-
gleich nicht vor, kann die Aufsichtsbehörde nach 
Satz 2 einen Jahreszeitenausgleich zulassen. 

Zu § 9 (Vor- oder Nacharbeiten ausgefallener 
Arbeitszeit) 

Satz 1 dieser Vorschrift entspricht § 4 Abs. 2 AZO 
über das Vor- und Nachholen von Arbeitszeit, die aus 
bestimmten Anlässen ausfällt. Der Ausgleichszeit-
raum wird jedoch von fünf Wochen auf sechs Mo-
nate verlängert, um den Betrieben eine größere Fle-
xibilität zu geben. In Satz 2 wird die Möglichkeit 
zum Vor- oder Nachholen ausgefallener Arbeitszeit 
auf den Fall ausgedehnt, daß der Arbeitnehmer auf 
sein Verlangen von der Arbeit freigestellt wird und 
keinen Anspruch auf bezahlte Freistellung hat. Die 
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Betriebe können hierdurch den persönlichen Wün-
schen der Arbeitnehmer Rechnung tragen. 

Zu § 10 (Gleitende Arbeitszeit) 

Die gleitende Arbeitszeit ist eine neue Form der Ver-
teilung der Arbeitszeit, bei der die Arbeitnehmer Be-
ginn und Ende der täglichen Arbeitszeit zum Teil 
selbst bestimmen können. Sie ist in den letzten Jah-
ren in zunehmendem Umfang eingeführt worden, 
vor allem in der Verwaltung und im Dienstleistungs-
gewerbe, und wird von Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern der Betriebe, in denen die gleitende Arbeits-
zeit betriebsorganisatorisch möglich ist, in der Regel 
positiv beurteilt. Die Arbeitszeitordnung regelt die 
gleitende Arbeitszeit nicht ausdrücklich, weil sie 
beim Erlaß der Arbeitszeitordnung unbekannt war. 
Ihre Zulässigkeit nach der Arbeitszeitordnung ist 
bestritten. § 10 des Entwurfs schlägt daher vor, die 
gleitende Arbeitszeit im Grundsatz zu regeln und ihr 
einen unter Arbeitsschutzgesichtspunkten vertret-
baren Rahmen zu geben. Der Ausgleichszeitraum 
wird auf einen Monat und die Übertragungsmöglich-
keit auf den nächsten Ausgleichszeitraum auf zehn 
Stunden beschränkt. 

Zu § 11 (Ruhepausen) 

Die Regelung der Ruhepausen in der Arbeitszeitord-
nung ist für Männer und Frauen unterschiedlich. 
Dies führt in der betrieblichen Praxis immer wieder 
zu Schwierigkeiten. Zudem gibt es keinen Nachweis, 
der es rechtfertigen würde, aus geschlechtsspezifi-
schen Gründen eine unterschiedliche Regelung zu 
treffen. § 11 des Entwurfs schlägt daher für Männer 
und Frauen eine einheitliche Pausenregelung vor. 
Eine Bestimmung über die Bereitstellung von Pau-
senräumen ist im Hinblick auf die Vorschrift des 
§ 29 der Arbeitsstättenverordnung vom 20. März 
1975 (BGBl. I S. 729) und die hierzu ergangene Richt-
linie ASR 29/1-4 im Arbeitszeitrecht heute nicht 
mehr erforderlich. Die Vorschrift des § 18 Abs. 3 
Satz 1 und 3 AZO über das Verbot der Beschäftigung 
während der Pause erübrigt sich, da sich dies heute 
nach allgemeiner Anschauung schon aus dem We-
sen der Pause ergibt. 

Absatz 1: Die Vorschriften der Sätze 1 und 3 entspre-
chen der Pausenregelung für Frauen in § 18 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 AZO. Bei der Regelung der Dauer 
der Ruhepausen ist die Pausenzeit von 20 Minuten 
bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb Stun-
den aus der bisherigen Pausenregelung für Frauen 
und die Pausenzeit von 30 Minuten bei einer Arbeits-
zeit von mehr als sechs Stunden aus der bisherigen 
Pausenregelung für Männer übernommen. Eine län-
gere Pausenzeit wäre zwar aus arbeitsmedizinischer 
Sicht wünschenswert, sie wird jedoch nach den bis-
herigen Erfahrungen von vielen Arbeitnehmern ent-
schieden abgelehnt, wenn sich hierdurch ihre Anwe-
senheit im Betrieb verlängert. Die bisherige Sonder-
regelung der Pausen für Schichtbetriebe in § 12 
Abs. 2 Satz 3 AZO ist in § 14 Abs. 2 des Entwurfs be-
rücksichtigt. 

Absatz 2: Die Vorschrift des Satzes 1 über die Lage 
der Ruhepausen ist neu. Sie soll sicherstellen, daß 
die Ruhepausen ihrem Zweck entsprechend arbeits-
physiologisch sinnvoll in der täglichen Arbeitszeit 
verteilt werden, insbesondere auch unter Berück-
sichtigung der Art der Arbeit und der Belastbarkeit 
der Arbeitnehmer. Die Vorschrift des Satzes 2 über 
die vorherige Festlegung der Ruhepausen ist aus 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 AZO übernommen. Die vorherige 
Festlegung der Ruhepausen hat aus arbeitsmedizi-
nischer Sicht einen zusätzlich günstigen Effekt. An-
dererseits kann eine Festlegung der Ruhepausen im 
voraus für die Fälle nicht vorgeschrieben werden, in 
denen dies aus dringenden betrieblichen Gründen 
oder wegen der Art der Tätigkeit nicht möglich ist. 

Absatz 3: Diese Vorschrift entspricht § 12 Abs. 2 
Satz 4 und § 20 Abs. 3 AZO über eine andere Rege-
lung der Ruhepausen durch das Gewerbeaufsicht-
samt. 

Zu § 12 (Ruhezeit) 

Absatz 1: Die Ruhezeit zwischen zwei Arbeitsschich-
ten hat für die Erholung und Entspannung des Ar-
beitnehmers sowie für die Entfaltung seiner Persön-
lichkeit eine ganz besondere Bedeutung. Sie wird 
daher den heutigen Erfordernissen entsprechend 
von zur Zeit elf auf zwölf Stunden verlängert. Die 
Sonderregelung des § 12 Abs. 1 Satz 2 AZO für das 
Gaststättengewerbe und das Verkehrswesen wird in 
Satz 2 wegen der Besonderheiten in diesen Gewer-
bezweigen aufrechterhalten. Weiteren Besonderhei-
ten kann auf Grund des Absatzes 2 Rechnung getra-
gen werden. 

Absatz 2: Bereitschaftsdienste können den Erho-
lungswert der Ruhezeit erfahrungsgemäß erheblich 
beeinträchtigen, und zwar auch in ihrer einfachen 
Form, z. B. der Rufbereitschaft. Man kann sie daher 
heute nicht mehr der Ruhezeit gleichstellen. Ande-
rerseits muß ein sinnvoller Einsatz dieser Dienste 
auch während der üblichen Ruhezeit möglich blei-
ben, soweit sie zur Aufrechterhaltung des betriebli-
chen Ablaufs, zur Vermeidung von Unglücksfällen 
und aus anderen ähnlichen Gründen notwendig 
sind, z. B. in Krankenhäusern. In Absatz 2 wird da-
her bei Vorliegen dieser Dienste erlaubt, von der in 
Absatz 1 bestimmten Ruhezeit abzuweichen. Die nä-
here Ausgestaltung der Abweichung wird nach 
Satz 1 vom Vorliegen einer bestimmten traifvertrag-
lichen Vereinbarung abhängig gemacht, weil Art, 
Dauer und Häufigkeit dieser Dienste in den einzel-
nen Bereichen sehr unterschiedlich sind und die Ta-
rifvertragsparteien diesen Unterschieden am besten 
Rechnung tragen können. Liegt ein entsprechender 
Tarifvertrag nicht vor, kann die Aufsichtsbehörde 
unter den in Satz 2 genannten Voraussetzungen Ab-
weichungen zulassen. 

Zu § 13 (Schichtarbeit) 

Die Arbeitszeitordnung enthält nur in § 10 eine Re

-

gelung der Schichtarbeit, und zwar die Möglichkeit, 
die Arbeitszeit zur Herbeiführung eines regelmäßi- 
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gen wöchentlichen Schichtwechsels einmal in drei 
Wochen bis zu 16 Stunden zu verlängern. Diese Re-
gelung braucht nicht aufrechterhalten zu werden, 
weil der regelmäßige Schichtwechsel heute ohne 
eine 16stündige Schicht durchgeführt werden kann. 
Im Hinblick auf die in § 3 des Entwurfs festgesetzte 
Arbeitszeit von 40 Stunden in der Woche muß es da-
gegen den Schichtbetrieben ermöglicht werden, die 
Dauer der Wochenarbeitszeit ihren Schichtplänen 
anzupassen, z. B. je nach den Erfordernissen des 
Schichtplans in einer Woche 48 und in der anderen 
Woche 32 Stunden arbeiten zu lassen. Unter dem Ge-
sichtspunkt des Arbeitsschutzes erscheint dies ver-
tretbar, weil die wöchentliche Arbeitszeit im Durch-
schnitt nicht überschritten wird und dem Betriebs- 
bzw. Personalrat bei der Aufstellung des Schicht-
plans ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 
Nr. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes bzw. nach 
§ 75 Abs. 3 Nr. 2 des Bundespersonalvertretungsge-
setzes zusteht. In § 13 des Entwurfs wird daher die 
Überschreitung der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit bei Schichtarbeit zugelassen, soweit dies 
durch den Schichtplan bedingt ist und die Über-
schreitung durch eine entsprechende Verkürzung 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in an-
deren Wochen ausgeglichen wird. Unter Schichtar-
beit wird hier die Arbeitsweise verstanden, bei der 
sich mehrere Arbeitnehmer an einem Arbeitsplatz 
in zeitlicher Reihenfolge nacheinander ablösen. 

Zu § 14 (Vollkontinuierliche Schichtarbeit) 

Absatz 1: Bei der vollkontinuierlichen Schichtarbeit, 
d. h. bei der Arbeitsweise, die mit mehreren Schicht-
belegschaften jeden Tag der Woche ohne Unterbre-
chung 24 Stunden durchgeführt wird, haben sich in 
den letzten Jahren besondere Schichtsysteme ent-
wickelt. Die 168 Betriebsstunden einer Woche (7 
x 24 = 168) werden auf vier Schichtbelegschaften 
in der Weise verteilt, daß auf jede Schichtbeleg-
schaft eine wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden 
entfällt (168 :4 = 42). Zur Einführung der 40-Stun-
den-Woche würde man 4,2 Schichtbelegschaften be-
nötigen (168 : 40 = 4,2). Dies wäre zwar mit Hilfe von 
sog. Springern möglich. Springereinsatz wird aber 
von den Arbeitnehmern in der vollkontinuierlichen 
Schichtarbeit in der Regel abgelehnt. Er ist auch 
vom Arbeitsschutz her nicht zu empfehlen, da bei ei-
ner Arbeitsweise mit Springern die Unfallgefahr er-
fahrungsgemäß größer ist als bei einer Arbeitsweise 
mit glatten Schichtbelegschaften, bei denen jeder 
Arbeitnehmer den anderen kennt und auf ihn einge-
stellt ist. In § 14 Abs. 1 des Entwurfs wird daher vor-
geschlagen, die 42-Stunden-Woche für die Arbeit-
nehmer in der vollkontinuierlichen Schichtarbeit 
beizubehalten. Die Tarifvertragsparteien können je 
nach den Besonderheiten der einzelnen Bereiche 
eine kürzere wöchentliche Arbeitszeit vereinbaren 
oder die 42-Stunden-Woche durch zusätzliche Frei-
schichten im Rahmen einer oder mehrerer Schicht-
planperioden ausgleichen. 

Absatz 2: Diese Vorschrift geht auf § 12 Abs. 2 Satz 3 
AZO in Verbindung mit Nummer 16 der Ausfüh-
rungsverordnung zur Arbeitszeitordnung zurück. 

Anstelle der allgemeinen Pausen von mindestens je 
15 Minuten Dauer werden hier im Hinblick auf die 
Besonderheiten der Schichtarbeit Kurzpausen zuge-
lassen. Die Mindestdauer der einzelnen Kurzpausen 
wird entsprechend der Auffassung, die von arbeits-
medizinischen Sachverständigen in den letzten Jah-
ren vertreten worden ist, auf fünf Minuten festge-
setzt. Die Gesamtdauer der Kurzpausen bleibt un-
verändert und beträgt pro Schicht mindestens 30 Mi-
nuten. 

Absatz 3: In einigen Betrieben mit vollkontinuierli-
cher Schichtarbeit werden zur Erzielung größerer 
zusammenhängender Freizeiten über acht Stunden 
hinausgehende Schichten verfahren, obwohl auch in 
diesen Betrieben nicht mehr als 42 Stunden in der 
Woche gearbeitet werden. In Wirklichkeit handelt es 
sich nur um eine besondere Form der anderen Ver-
teilung der Arbeitszeit in Schichtbetrieben. Bemü-
hungen, dieses System abzuschaffen, sind in den 
vergangenen Jahren an dem Widerstand der betrof-
fenen Schichtarbeiter gescheitert. In Absatz 3 wird 
daher vorgeschlagen, über acht Stunden hinausge-
hende Schichten im Rahmen von Einzelgenehmi-
gungen unter bestimmten Voraussetzungen zuzu-
lassen. 

Zu § 15 (Freizeitanspruch für Nachtarbeit) 

Absatz 1: Nachtarbeit ist für den Menschen unphy-
siologisch. Er wird daher durch Nachtarbeit in der 
Regel stärker belastet als durch die Arbeit am Tage. 
Hinzu kommen die Belastungen und Nachteile in-
folge der vom normalen Tag-Nacht-Rhythmus ab-
weichenden Lebensweise. Absatz 1 schlägt daher 
zum Ausgleich dieser Belastungen und Nachteile 
unter bestimmten Voraussetzungen einen Freizeit-
ausgleich vor. 

Absatz 2: In dieser Vorschrift wird vorgeschlagen, 
für Nachtarbeiter eine betriebsärztliche Betreuung 
in den Betrieben sicherzustellen, für die ein Be-
triebsarzt verpflichtet ist. Ein Betriebsarzt kann z. B. 
Arbeitnehmern mit besonderer Anfälligkeit im Be-
reich des vegetativen Nervensystems und der Stoff-
wechselfunktionen rechtzeitig raten, in Tagesarbeit 
überzuwechseln. Der Ausbau der betriebsärztlichen 
Betreuung im Zuge der Verwirklichung der Grund-
sätze des Arbeitssicherheitsgesetzes vom 12. De-
zember 1973 (BGBl. I S. 1885) wird die Vorschrift des 
Absatzes 2 in absehbarer Zeit voll wirksam werden 
lassen. 

Zu § 16 (Gefährliche Arbeiten) 

Absatz 1: In dieser Vorschrift wird die Bestimmung 
des § 9 Abs. 1 AZO über die Arbeitszeit bei gefährli-
chen Arbeiten den veränderten Bedingungen der 
Gegenwart angepaßt. Die gefährlichen Arbeiten 
werden wegen ihrer Vielfalt auch diesmal nicht im 
einzelnen im Gesetz benannt. Eine nähere Bestim-
mung kann jedoch, wenn sich dies als notwendig er-
weisen sollte, durch Rechtsverordnung nach Ab-
satz 2 Nr. 1 getroffen werden. Bei Zweifeln im Ein-
zelfall kann eine Entscheidung der Aufsichtsbe- 
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hörde nach Absatz 3 Nr. 1 eingeholt werden. Ausge-
schlossen wird durch die Regelung des Absatzes 1 
nur die Verlängerung der Arbeitszeit, nicht dagegen 
die andere Verteilung der Arbeitszeit. Weiterge-
hende Arbeitszeitbeschränkungen in anderen Vor-
schriften werden in Absatz 1 Satz 2 aufrechterhal-
ten. 

Absatz 2: Die gefährlichen Arbeiten können wegen 
ihrer Vielfalt und wegen des ständigen technischen 
Fortschritts im Gesetz nur allgemein umschrieben 
werden. Absatz 2 ermächtigt daher — entsprechend 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 AZO — den Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung, diese Arbeiten 
bei Bedarf näher zu konkretisieren und gegebenen-
falls zusätzliche Arbeitszeitbeschränkungen festzu-
legen, soweit dies zum Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmer erforderlich werden sollte. 

Absatz 3: In Nummer 1 erhält die Aufsichtsbehörde 
die Befugnis, bei Auslegungszweifeln, ob eine Arbeit 
unter die Vorschriften des Absatzes 1 oder einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 fällt, durch einen 
Verwaltungsakt eine schnelle Klärung im Einzelfall 
herbeizuführen. Der Verwaltungsakt unterliegt der 
Nachprüfung durch die zuständigen Gerichte. In 
Nummer 2 erhält die Aufsichtsbehörde die Befugnis, 
eine Verlängerung der Arbeitszeit auch bei gefährli-
chen Arbeiten zuzulassen, soweit dies mit dem 
Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer vereinbar 
ist. Im übrigen kann die Aufsichtsbehörde nach § 11 
Abs. 3 des Entwurfs besondere Ruhepausen anord-
nen. 

Zu § 17 (Zulässige Mehrarbeit) 

In § 3 des Entwurfs wird vorgeschlagen, die Wochen-
arbeitszeit aus Gründen des Arbeitsschutzes ent-
sprechend der Dauer der tarifvertraglich vereinbar-
ten Arbeitszeit im Grundsatz auf 40 Stunden festzu-
setzen. Damit wird die der Arbeitszeitordnung zu-
grundeliegende gesetzliche Regelarbeitszeit von 48 
Stunden in der Woche um acht Stunden pro Woche 
reduziert. Durch den weitgehenden Wegfall der 
Möglichkeit zur Arbeitszeitverlängerung nach §§ 6 
und 7 Abs. 1 sowie § 8 Abs. 1 AZO wird gleichzeitig 
der äußerste Rahmen der Arbeitszeitordnung für 
Mehrarbeitsstunden von bis zu 60 Stunden in der 
Woche beseitigt. Andererseits ist nicht zu verken-
nen, daß Mehrarbeitsstunden über 40 Wochenstun-
den hinaus in einem beschränkten Rahmen wirt-
schaftlich notwendig sind, z. B. um kurzfristige 
Schwankungen der Nachfrage auszugleichen. Nach 
den Mitteilungen des Statistischen Bundesamtes la-
gen die durchschnittlich geleisteten Mehrarbeits-
stunden bei männlichen Industriearbeitern im Okto-
ber 1982 bei 1,8 Stunden in der Woche. Nach Wirt-
schaftszweigen bewegten sich die Durchschnitts-
zahlen im Oktober 1982 zwischen 4,2 (Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie) und 0,7 Mehrarbeitswochen-
stunden (Chemiefaserindustrie). Im Handwerk lei-
steten männliche Arbeiter im Durchschnitt aller er-
faßten Arbeitszweige nach dem Stand vom Mai 1982 
1,2 Mehrarbeitsstunden je Woche. Nach einzelnen 
Handwerkszweigen bewegen sich die Durch-
schnittszahlen zwischen 2,0 (Schlosserei) und 1,1 

(Fleischerei) Mehrarbeitswochenstunden. Bei weib-
lichen Arbeitern in Industrie und Handwerk liegen 
die entsprechenden Werte niedriger. 

Unter Berücksichtigung dieser Gegebenheiten wird 
in § 17 des Entwurfs vorgeschlagen, Mehrarbeits-
stunden bis zu insgesamt vier Stunden in der Woche 
zuzulassen. Darüber hinausgehender Mehrbedarf 
vorübergehender Art kann durch die in § 18 vorgese-
hene Zusammenlegung ausgeglichen werden. Saiso-
nalen Schwankungen wird auch durch die flexible 
Regelung in §§ 5 und 8 Abs. 3 und 4 des Entwurfs 
Rechnung getragen. Bei einem darüber hinausge-
henden regelmäßigen Mehrbedarf erscheint es zu-
mutbar, zusätzliche Arbeitskräfte einzustellen. 

Absatz 1: Diese Vorschrift sieht einen betrieblichen 
Freiraum für Mehrarbeit, die über die in Abschnitt 2 
des Entwurfs festgesetzte regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit hinausgeht, von zwei Stunden vor. Die 
Inanspruchnahme dieser Mehrarbeitsmöglichkeit 
ist an keine besonderen sachlichen Voraussetzun-
gen geknüpft. 

Absatz 2: Die Vorschrift läßt zwei weitere Stunden 
Mehrarbeit pro Woche zu. Von dieser Möglichkeit 
kann jedoch nur Gebrauch gemacht werden, wenn 
ein entsprechender Tarifvertrag vorliegt. Wird in 
dem Tarifvertrag beispielsweise nur eine Stunde 
Mehrarbeit vereinbart, dann gilt diese Stunde Mehr-
arbeit als gesetzliche Höchstgrenze. Die Vereinba-
rung der zusätzlichen Mehrarbeit wird den Tarifver-
tragsparteien überlassen, weil sie den unterschiedli-
chen Bedürfnissen in den einzelnen Wirtschafts-
zweigen am besten Rechnung tragen können. So-
weit ein entsprechender Tarifvertrag nicht besteht, 
kann die Mehrarbeit durch Betriebs- bzw. Dienst-
vereinbarung zugelassen werden. Um auch Betrie-
ben, für die kein Tarifvertrag gilt und in denen keine 
Arbeitnehmervertretung besteht, die Möglichkeit zu 
weiterer Mehrarbeit zu geben, ist für diese Fälle in 
Satz 2 ersatzweise eine befristete Zulassung durch 
die Aufsichtsbehörde vorgesehen. Die hierbei nach 
Satz 3 erforderliche Anhörung des zuständigen Ar-
beitsamtes wurde aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen eingefügt. 

Zu § 18 (Zusammenlegung zulässiger Mehrarbeit) 

Absatz 1: Die Vorschrift ermöglicht eine Zusammen-
legung der innerhalb eines Zeitraums von vier 
Wochen zulässigen Mehrarbeit. Es bleibt der Ent-
scheidung des Betriebs überlassen, die 16 Stunden 
Mehrarbeit, die nach § 17 des Entwurfs innerhalb ei-
nes 4-Wochen-Zeitraums zulässig sind, beliebig zu 
verteilen. Daraus ergibt sich, daß diese Mehrarbeit 
auch zusammenhängend, etwa in Sonderschichten, 
geleistet werden kann. Diese Flexibilität ist aus 
technischen und wirtschaftlichen Gründen erf order-
lich. 

Absatz 2: In manchen Fällen wird der 4-Wochen-Zeit-
raum für eine Zusammenlegung der Mehrarbeit 
nicht ausreichen. In Satz 1 und 2 wird daher die Auf-
sichtsbehörde ermächtigt, diesen Zeitraum beim 
Nachweis eines dringenden Bedürfnisses bis zu 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 	Drucksache 9/2196  

sechs Monaten zu verlängern. Die in Satz 3 enthal-
tene Verpflichtung, bei der Genehmigung auch die 
Interessen der Arbeitnehmer und das öffentliche In-
teresse zu berücksichtigen, ist aus Gründen des Ar-
beitsschutzes und des Allgemeinwohls erforderlich. 
Durch die in Satz 4 vorgesehene Stellungnahme des 
Betriebs- oder des Personalrats wird der Aufsichts-
behörde eine abgewogene Entscheidung erleichtert. 
Die nach Satz 5 erforderliche Anhörung des zustän-
digen Arbeitsamtes ist aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen vorgesehen. 

Absatz 3: Zu viele Sonderschichten in der Produk-
tion können die beschäftigungspolitisch wünschens-
werte Einstellung zusätzlicher Arbeitnehmer ver-
hindern. Daher sieht der Entwurf eine Beschrän-
kung auf zwölf Sonderschichten für die Produktion 
im Jahr vor. 

Zu § 19 (Zulässige Arbeitszeit bei Mehrarbeit) 

Die Vorschrift legt die Höchstgrenze für die tägliche 
Arbeitszeit einschließlich Mehrarbeit auf zehn Stun-
den fest. Diese zum Schutz der Arbeitnehmer erfor-
derliche Regelung entspricht § 11 AZO. Der der Ar-
beitszeitordnung zugrundeliegende Rahmen für die 
höchstzulässige Wochenarbeitszeit wird entspre-
chend der Reduzierung der Regelarbeitszeit von 48 
auf 40 Stunden in § 3 des Entwurfs von 60 auf 48 
Stunden verkürzt. 

Zu § 20 (Arbeitnehmer in der Bundeswehr) 

Diese Vorschrift entspricht § 14 a AZO. 

Zu § 21 (Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen) 

Die Regelung des Nachtarbeitsverbots für Arbeite-
rinnen ist aus §§ 19 und 20 Abs. 1 und 2 AZO über-
nommen. Frauen werden trotz allem Fortschritt 
durch ihre zusätzlichen häuslichen Aufgaben auch 
heute noch in den meisten Fällen stärker belastet 
als Männer. Die ohnehin unphysiologische Nachtar-
beit kann sich daher auf sie noch nachteiliger aus-
wirken als auf Männer. Man sollte daher dieses seit 
1891 bestehende Schutzrecht zugunsten der Arbeite-
rinnen nicht aufheben, nicht zuletzt auch deswegen, 
weil das von der Bundesrepublik Deutschland ratifi-
zierte Internationale Abkommen über das Verbot 
der Nachtarbeit der gewerblichen Arbeiterinnen 
vom 26. September 1906 (RGBl. 1911 S. 5) fortgilt und 
Nachtarbeitsverbote für Frauen auch in anderen 
westeuropäischen Staaten (Belgien, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Irland, Niederlande, Öster-
reich, Schweiz) bestehen. Für weibliche Angestellte 
ist die Bundesrepublik Deutschland dagegen durch 
internationale Abkommen nicht gebunden. Eine 
Ausdehnung des Nachtarbeitsverbots auf weibliche 
Angestellte würde ihren Schutz auch nicht wesent-
lich verstärken. Soweit weibliche Angestellte heute 
nach 20 Uhr tätig sind, müßte ihnen dies auch in Zu-
kunft erlaubt werden. 

Zu § 22 (Außergewöhnliche Fälle) 

Absatz 1: Die Vorschrift gestattet wie bisher § 14 
Abs. 1 AZO dem Arbeitgeber, von den Vorschriften 
des Gesetzes abzuweichen, z. B. von den Vorschrif-
ten über die Arbeitszeit oder über die Ruhepausen, 
soweit unaufschiebbare Arbeiten erledigt werden 
müssen. Die Ausnahme wird entsprechend der Ent-
wicklung im Arbeitsschutzrecht auf Notfälle be-
schränkt. 

Absatz 2: Die Regelung in Satz 1 entspricht inhalt-
lich der Vorschrift des § 14 Abs. 2 AZO. Die in Satz 2 
vorgesehene Verpflichtung des Arbeitgebers, den 
Arbeitnehmer zum Ausgleich für geleistete Mehrar-
beit freizustellen, ersetzt die bisherige Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Zahlung einer Mehrarbeitsver-
gütung nach § 15 Abs. 1 Satz 1 AZO. 

Zu § 23 (Öffentliches Interesse) 

Die Regelung entspricht inhaltlich § 28 AZO. Die An-
hörung des zuständigen Arbeitsamtes ist aus ar-
beitsmarktpolitischen Gründen geboten. 

Zu § 24 (Aushänge) 

Die Vorschrift entspricht § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AZO. 
Von einer Übernahme der Verpflichtung in § 24 
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 AZO, in bestimmten Fäll en ei-
nen besonderen Arbeitszeitnachweis zu führen, 
wurde abgesehen, um den Verwaltungsaufwand 
möglichst gering zu halten. Die zur Überwachung 
der Einhaltung dieses Gesetzes erforderlichen An-
gaben und Unterlagen kann die Aufsichtsbehörde 
nach § 25 Abs. 2 des Entwurfs erhalten. 

Zu § 25 (Aufsichtsbehörde; Auskunfts- und Besichti-
gungsrechte) 

Absatz 1: Die Bestimmung entspricht inhaltlich § 27 
Abs. 1, 2 und 4 bis 6 AZO. Die Fassung ist der moder-
nen Rechtsentwicklung im Arbeitsschutzrecht ange-
paßt. 

Absatz 2: Die Verpflichtungen des Arbeitgebers zur 
Auskunftserteilung und zur Vorlage bzw. Einsen-
dung der Unterlagen dienen der Erleichterung der 
Aufsicht über die Durchführung des Gesetzes. Sie 

 sind auch in anderen Arbeitsschutzgesetzen vorge-
sehen (vgl. § 50 JArbSchG, § 19 MuSchG). 

Absatz 3: Die Regelung entspricht inhaltlich § 27 
Abs. 3 AZO; ihre Fassung ist der modernen Rechts-
entwicklung angepaßt. Die bisherige Verweisung 
auf § 139 b der Gewerbeordnung ist mit Rücksicht 
auf die Bußgeldbewehrung in § 26 Abs. 1 Nr. 18 und 
19 des Entwurfs ersetzt worden. Da außerdem § 25 
Abs. 2 des Entwurfs der Aufsichtsbehörde umfas-
sende Auskunftsrechte einräumt und da die Beam-
ten der Aufsichtsbehörde schon nach den Landesbe-
amtengesetzen zur Geheimhaltung der ihnen in ih-
rer amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Ange-
legenheiten verpflichtet sind, verbleibt von den in 
§ 139 b der Gewerbeordnung aufgeführten Rechten 
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und Pflichten außer der Berichtspflicht ohnehin nur 
noch das Besichtigungsrecht. 

Die Besichtigung der Betriebe durch die Gewerbe-
aufsichtsbeamten ist für die Zeit außerhalb der übli-
chen Betriebs- und Arbeitszeit und für Arbeitsstät-
ten in Wohnungen entsprechend den vom Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluß vom 13. Ok-
tober 1971 — 1 BvR 280/66 — im Zusammenhang 
mit Artikel 13 des Grundgesetzes aufgestellten 
Grundsätzen nur zur Verhütung von dringenden Ge-
fahren, im übrigen aber unbeschränkt zulässig. 

Absatz 4: Diese Vorschrift enthält die übliche Rege-
lung über das Auskunftsverweigerungsrecht (vgl. 
z. B. die entsprechenden Bestimmungen in § 714 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung, § 13 Abs. 1 
Satz 2 des Arbeitssicherheitsgesetzes, § 52 Abs. 5 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes). 

Zu § 26 (Straf- und Bußgeldvorschriften) 

Absatz 1: Die Ordnungswidrigkeitstatbestände sind 
den materiellen Vorschriften des Entwurfs angepaßt 
und im Hinblick auf rechtsstaatliche Erfordernisse 
(Bestimmtheitsgebot) konkretisiert worden. Es wird 
klargestellt, daß nur die Verstöße des Arbeitgebers 
— nicht die des Arbeitnehmers — gegen die gesetzli-
chen Bestimmungen geahndet werden sollen. 

Absatz 2: Die Regelung unterscheidet — entspre-
chend der bisherigen Bestimmung in § 24 Abs. 3 
AZO — zwischen schwerwiegenderen und leichte-
ren Ordnungswidrigkeiten. 

Absätze 3 und 4: Die qualifizierten Verstöße gegen 
die den Schutz des Arbeitnehmers gewährleisten-
den gesetzlichen Bestimmungen werden als Strafta-
ten geahndet. 

Zu § 27 (Änderung des Bäckerarbeitszeitgesetzes) 

§ 13 Abs. 1 des Bäckerarbeitszeitgesetzes dehnt den 
Geltungsbereich der Vorschriften der Arbeitszeit-
ordnung über den erhöhten Schutz der Frauen auf 
Bäckereien aus. Dieser Gesetzentwurf sieht neben 
§ 21 über das Nachtarbeitsverbot für Arbeiterinnen 
keine besonderen Arbeitszeitregelungen für weibli-
che Arbeitnehmer vor. Die Ausdehnung dieses 
Nachtarbeitsverbots auf Bäckereien würde dazu 
führen, daß die Frauen, die in den letzten Jahren den 
Beruf eines Bäckers erlernt haben, diesen Beruf we-
gen der besonderen Lage der Arbeitszeit in Bäcke-
reien am frühen Morgen praktisch nicht mehr aus-
üben könnten. In § 27 dieses Gesetzentwurfs wird 
daher entsprechend seinem § 1 Abs. 2 Nr. 4 vorge-
schlagen klarzustellen, daß das Arbeitszeitgesetz für 

Bäckereien nicht gilt. Die Formulierung der Num-
mer 2 lehnt sich an § 13 Abs. 2 des Bäckerarbeitszeit-
gesetzes an. 

Zu § 28 (Übergangsregelung) 

Bei der Herabsetzung der gesetzlichen regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit auf 40 Stunden kann 
nicht außer acht gelassen werden, daß zur Zeit noch 
für 4 v. H. der Arbeitnehmer, z. B. im Gaststättenge-
werbe, im Nahrungsmittelhandwerk und in Land-
wirtschaft und Gartenbau, eine regelmäßige tarifli-
che Wochenarbeitszeit bis zu 42,5 Stunden besteht. 
Um den Besonderheiten dieser Wirtschaftsbereiche 
Rechnung zu tragen und den Tarifvertragsparteien 
Anpassungsmöglichkeiten an das neue Recht zu er-
öffnen, ist es erforderlich, für einen Übergangszeit-
raum längere tarifliche Arbeitszeiten zuzulassen. 

Absatz 1: Diese Vorschrift läßt für die Dauer von fünf 
Jahren Abweichungen von § 3 durch Tarifvertrag 
zu. 

Absatz 2: Durch das den nichttarifgebundenen Ar-
beitsvertragsparteien eingeräumte Recht, die An-
wendung einer tarifvertraglichen Arbeitszeitverlän-
gerung nach Absatz 1 zu vereinbaren, sollen auch in 
der Übergangszeit betriebseinheitliche Arbeitsbe-
dingungen ermöglicht werden. Diesem Ziel dient 
auch die in Satz 4 vorgesehene Möglichkeit der Ar-
beitszeitverlängerung durch die Aufsichtsbehörde 
in den Fällen, in denen eine Übernahme tarifver-
traglicher Arbeitszeitregelungen nicht in Betracht 
kommt. 

Absatz 3: Diese Vorschrift regelt das Verhältnis der 
tarifdispositiven Gesetzesbestimmungen zu gelten-
den Tarifnormen; die Wirksamkeit geltender Tarif-
verträge bleibt insoweit unberührt. 

Absatz 4: Diese Bestimmung stellt klar, daß die nach 
den Absätzen 1 und 2 in der Übergangszeit gestat-
tete längere regelmäßige Wochenarbeitszeit als zu-
lässige Arbeitszeit im Sinne des § 3 des Entwurfs 
gilt; dies hat zur Folge, daß darüber hinaus die son-
stigen nach dem Gesetz zugelassenen Möglichkei-
ten der Arbeitszeitverlängerung (z. B. nach §§ 4, 5 
oder 6 des Entwurfs) bestehen bleiben. 

Zu § 29 (Berlin-Klausel) 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klau-
sel. 

Zu § 30 (Inkrafttreten) 


